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GruBBwort des Bayerischen Ministerprdasidenten

An die Angehérigen des Offentlichen Dienstes
zum Jahreswechsel 2009/2010

Liebe Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
des Offentlichen Dienstes im Freistaat Bayern,

die Tage um das Weihnachtsfest und den Jahreswechsel sind eine gute
Gelegenheit, innezuhalten, eine kleine Pause im Alltagsgeschaft einzu-
schalten und eine Zwischenbilanz zu ziehen. Gerne nutze ich die Gele-
genheit, um Thnen herzlich zu danken.

Sie haben auch im Jahr 2009 Thre Aufgaben mit groBer Einsatzbereitschaft
und Fachkompetenz erfillt. Gerade die gegenwartige Wirtschaftskrise
zeigt, wie wertvoll ein stabiler und handlungsfahiger Staat ist. Sie konn-
ten einen wesentlichen Beitrag zur Funktionsfahigkeit unserer Gesell-
schaft auch in schwierigen Zeiten leisten. Ich weil}, dass dazu mehr gehort
als nur die bloBe Erfiillung dienstlicher Pflichten. Das Verantwortungs-
bewusstsein, die Umsicht und die Kreativitat, die Sie bei der Bewéltigung
vieler aktueller Herausforderungen und Schwierigkeiten bewiesen haben,
verdienen Respekt und Anerkennung.

Dem hat die Staatsregierung unter anderem durch die Beziigeanpassung
2009/2010 und die Verlangerung der Altersteilzeit Rechnung getragen. Die
stufenweise Ricknahme der 42-Stunden-Woche bis 2013 wird zusatzliche
Verbesserungen fiir die Beamtinnen und Beamten des Freistaats bringen.

Das Berufsbeamtentum ist und bleibt die zentrale Stiitze unserer Offent-
lichen Verwaltung. Ein leistungsbereites und qualifiziertes Beamtentum
ist ein wichtiger Standortvorteil im Wettbewerb mit unseren deutschen
und europdischen Nachbarn. Mit der Féderalismusreform haben die Lan-
der die Moglichkeit bekommen, das Dienstrecht ihrer Beamten selbst zu
gestalten. Bayern hat diese Moglichkeit als erstes deutsches Land ergrif-
fen. Vor wenigen Wochen hat die Staatsregierung das Neue Dienstrecht
auf den Weg gebracht.

Dieser Ausgabe liegen Titelblatt, alphabetisches Inhaltsverzeichnis und zeitliche Ubersicht fir den Jahrgang 2009 bei.
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Es wird den Leistungsgedanken stdrker betonen und mehr Spielraum
zur Gestaltung einer individuellen Laufbahn geben. Die vier bisherigen
Laufbahngruppen werden durch eine durchgehende Leistungslaufbahn
ersetzt. Der Einstieg erfolgt wie bisher nach Vorbildung, der Aufstieg nach
oben aber richtet sich nach Leistung und Fortbildung.

Flexible Elemente wie Leistungspramien und Leistungsstufen werden
weiterentwickelt und neue Beférderungsmoglichkeiten geschaffen. Leis-
tung wird belohnt. Der Fortbildung der Beamten wird kiinftig mehr Ge-
wicht beigemessen. Dies wird viele traditionelle Vorurteile, die der Beam-
tenschaft anhaften, endgtltig beseitigen. Dies dient dem Ansehen und der
Attraktivitat des Berufs.

Das Neue Dienstrecht tragt aber auch der demografischen Entwicklung
Rechnung. Mit der stufenweisen Anhebung der Regelaltersgrenze auf
67 Jahre kann die Funktionsfahigkeit der Versorgung gesichert und der
drohende Fachkraftemangel entscharft werden. Bei Dienstzeiten von mehr
als 45 Jahren sind ebenso Ausnahmeregelungen vorgesehen wie fiir Be-
amte, die im anspruchsvollen Schichtdienst tatig sind. Die Grundsatze der
Altersversorgung bleiben unangetastet. Eine lange Ubergangsfrist schafft
fir jeden einzelnen Beamten Sicherheit und Berechenbarkeit.

Das Neue Dienstrecht soll im Laufe des Jahres 2010 vom Landtag be-
schlossen werden und zum 1. Januar 2011 in Kraft treten. Es wurde von
Beginn an in offenen und konstruktiven Gesprachen mit den Verbanden
sowie den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern erarbeitet. Das ist mir beson-
ders wichtig, denn nur gemeinsam mit IThnen wird es gelingen, das Neue
Dienstrecht zu einem Instrument zu entwickeln, das tiber Jahrzehnte hin-
aus die Leistungsfahigkeit des Offentlichen Dienstes in Bayern sichert.

Insgesamt sind dies gute Perspektiven fiir IThre Arbeit in den kommenden
Monaten. IThnen, liebe Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, wiinsche ich von
Herzen im neuen Jahr Zufriedenheit, Freude und Erfolg bei Ihren beruf-
lichen Aufgaben sowie personlich alles Gute.
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I. Veroffentlichungen, die in den Fortiithrungsnachweis des
Allgemeinen Ministerialblattes auigenommen werden

913-1

Zusatzliche Technische Vertragsbedingungen
und Richtlinien fiir Erdarbeiten im StraBenbau,
Ausgabe 2009 (ZTV E-StB 09)

Bekanntmachung der Obersten Baubehorde
im Bayerischen Staatsministerium des Innern

vom 26. Oktober 2009 Az.: IID9-43414-001/07

Regierungen
Autobahndirektionen
Staatliche Bauamter

nachrichtlich
Landkreise/Stadte/Gemeinden

1. Allgemeines

Die ,Zusatzlichen Technischen Vertragsbedingungen
und Richtlinien fiir Erdarbeiten im Straenbau’, Aus-
gabe 1994/Fassung 1997 (ZTVE-StB 94), wurden von
Vertretern der Industrie, der Straenbauverwaltungen
und der Wissenschaft grundlegend tberarbeitet und lie-
gen nun als ,, Zusatzliche Technische Vertragsbedingun-
gen und Richtlinien fiir Erdarbeiten im Stralenbau”,
Ausgabe 2009 (ZTV E-StB 09), vor.

GemalB Abschnitt 14.2 ZTV E-StB 09 kénnen Eigen-
uberwachungsprifungen und Kontrollprifungen nur
miteinander verglichen werden, wenn bei beiden die
gleiche Methode angewendet wird. Deshalb ist die Me-
thode fiir das Priifen der Verdichtungskennwerte in der
Leistungsbeschreibung festzulegen. Fehlt diese Fest-
legung, gilt nicht mehr automatisch die Methode M 3
als festgelegt.

2. Anwendung

Die ZTV E-StB 09 samt bekanntmachendem ARS
Nr. 9/2009 sind kiinftig bei StraBenbaumafBnahmen im
Zuge der Bundesfernstraflen, der StaatsstraBen und der
von den Staatlichen Bauamtern betreuten Kreisstrallen
anzuwenden.

Im Interesse einer einheitlichen Handhabung empfeh-
len wir, die ZTV E-StB 09 auch fiir BaumaBnahmen im
Zustandigkeitsbereich der Landkreise, Stadte und Ge-
meinden anzuwenden.

3. AuBlerkrafttreten

Die ZTV E-StB 09 ersetzen die ,,Zusatzlichen Techni-
schen Vertragsbedingungen und Richtlinien fur Erd-
arbeiten im StraBenbau, Ausgabe 1994" (ZTVE-StB 94).
Die ZTVE-StB 94 sind nicht mehr anzuwenden. Die
Bekanntmachung der Obersten Baubehorde im Bayeri-
schen Staatsministerium des Innern vom 23. Mai 1995
(AIIMBI S. 509) wird aufgehoben.

4. Bezugsmoglichkeit

Die ZTV E-StB 09 kénnen bei dem FGSV Verlag GmbH,
Wesselinger Strafle 17, 50999 Koln bezogen werden.

Josef Poxleitner
Ministerialdirektor

913-1

Technische Lieferbedingungen
fiir Asphaltgranulat,
Ausgabe 2009 (TL AG-StB 09)

Bekanntmachung der Obersten Baubehorde
im Bayerischen Staatsministerium des Innern

vom 5. November 2009 Az.: IID9-43435-001/90

Regierungen
Autobahndirektionen
Staatliche Bauamter

nachrichtlich
Landkreise/Stadte/Gemeinden

1. Allgemeines

Die , Technischen Lieferbedingungen fiir Asphaltgranu-
lat", Ausgabe 2001 (TL AG-StB 01), wurden infolge der
Ubernahme der Europaischen Normen in das nationale
Regelwerk fiir den StraBenbau in der Forschungsgesell-
schaft fur StraBen- und Verkehrswesen in Abstimmung
mit dem Bundesministerium fiir Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung und den Obersten StraBenbaubehodrden der
Lander tUberarbeitet und liegen nun als , Technische
Lieferbedingungen fiir Asphaltgranulat”, Ausgabe 2009
(TL AG-StB 09) vor.

2. Anwendung

Die TL AG-StB 09 samt bekanntmachendem ARS
Nr. 13/2009 sind kiinftig bei StraBenbaumafBnahmen
im Zuge der Bundesfernstralien, der StaatsstraBen und
der von den Staatlichen Baudmtern betreuten Kreisstra-
Ben anzuwenden.

Im Interesse einer einheitlichen Handhabung empfeh-
len wir, die TL AG-StB 09 auch fiir BaumaBnahmen im
Zustandigkeitsbereich der Landkreise, Stadte und Ge-
meinden anzuwenden.

3. AuBerkrafttreten
Die TL AG-StB 09 ersetzen die , Technischen Lieferbe-
dingungen fiir Asphaltgranulat”, Ausgabe 2001 (TL AG-
StB 01). Die TL AG-StB 01 sind nicht mehr anzuwen-
den. Die Bekanntmachung der Obersten Baubehorde im
Bayerischen Staatsministerium des Innern vom 8. De-
zember 2002 (A1IMBI S. 1167) wird aufgehoben.

4. Bezugsmoglichkeit

Die TL AG-StB 09 kénnen bei dem FGSV Verlag GmbH,
Wesselinger Stralie 17, 50999 Ko6ln bezogen werden.

Josef Poxleitner
Ministerialdirektor
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913-1

Technische Lieferbedingungen fiir Boden
und Baustoffe im Erdbau des Straenbaus,
Ausgabe 2009 (TL BuB E-StB 09)

Bekanntmachung der Obersten Baubehoérde
im Bayerischen Staatsministerium des Innern

vom 17. November 2009 Az.: IID9-43431-001/09

Regierungen
Autobahndirektionen
Staatliche Bauamter

nachrichtlich
Landkreise
Stadte
Gemeinden

1. Allgemeines

Die ,Technischen Lieferbedingungen fiir Béden und
Baustoffe im Erdbau des StraBenbaus”, Ausgabe 2009
(TL BuB E-StB 09), wurden von Vertretern der Indus-
trie, der Straenbauverwaltungen und der Wissen-
schaft erarbeitet. Sie enthalten stoffspezifische erd-
bautechnische und umweltrelevante Anforderungen
an Béden und Baustoffe, die zur Herstellung von Erd-
bauwerken geliefert werden.

Hinsichtlich der umweltrelevanten Merkmale sind die
Anforderungen geméal den TL Gestein-StB (Nr. 2.4
und Anhang D) fiir die dort behandelten Baustoffe ein-
zuhalten. Die angegebenen Grenzwerte gelten vorbe-
haltlich der Regelungen der zustdndigen Landesbehor-
de. Fir alle weiteren Baustoffe gilt der Anhang A der
TL BuB E-StB.

Flr Boden und Boden mit Fremdbestandteilen gemal
diesen TL BuB E-StB sind keine umweltrelevanten
Merkmale festgelegt. Hier sind bis zum Vorliegen der
Ersatzbaustoffverordnung des Bundes die im jewei-
ligen Bundesland geltenden Regelungen fiir die Ver-
wertung von Boden einzuhalten.

2. Anwendung

Die TL BuB E-StB 09 samt bekanntmachendem ARS
Nr. 8/2009 sind kinftig bei StraBenbaumaBnahmen
im Zuge der Bundesfernstraf3en, der Staatsstraf3en und
der von den Staatlichen Baudamtern betreuten Kreis-
straBen anzuwenden.

Im Interesse einer einheitlichen Handhabung empfeh-
len wir, die TL BuB E-StB 09 auch fiir BaumaBnahmen

im Zustdndigkeitsbereich der Landkreise, Stadte und
Gemeinden anzuwenden.

3. Ergdnzende Festlegungen zur Durchfiihrung der
Giiteiiberwachung

In Erganzung der TL BuB E-StB 09 wird zur Durch-
fihrung der Gutetuberwachung Folgendes festgelegt:

3.1 Zu Abschnitt 2.1 der TL BuB E-StB 09:
(Allgemeines)

Der , Bayerische Baustoffiiberwachungs- und Zerti-
fizierungsverein — BAYBUV e.V. —* und der ,Uber-
wachungs- und Zertifizierungsverein Recycling-
Baustoffe e. V.", beide mit Sitz in Miinchen, bedienen
sich fir den Eignungsnachweis und die Durchfiih-
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rung der Fremdiiberwachungshandlungen nach den
TL BuB E-StB 09, soweit sie diese nicht selbst durch
ihren Prifbeauftragten durchfiihren lassen, der nach
den RAP Stra fiir die Fremdiiberwachung von Béden
in Bayern anerkannten Priifstellen. Sie sind damit fir
die entsprechenden Béden Priifstellen im Sinn des Ab-
schnittes 2.1 der TL BuB E-StB 09.

3.2 Zu Abschnitt 2.4 der TL BuB E-StB 09:
(Dokumentation)

Die Ergebnisse der durchgefiihrten Priifungen werden
von den fremdiiberwachenden Priifstellen in tabellari-
scher Form zusammengestellt und der Obersten Bau-
behorde im Bayerischen Staatsministerium des Innern
auf Verlangen tibersandt.

3.3 Zu Abschnitt 2.6 der TL BuB E-StB 09:
(Bekanntgabe der Werke mit Glitetiberwachung gemas
TL BuB E-StB 09)
Fur ihren Bereich gibt die Oberste Baubehorde im
Bayerischen Staatsministerium des Innern die gu-
tetiberwachten Werke im Internet unter der Adresse
www.stmi.bayern.de bekannt.

3.4 Zu Abschnitt 3.1 der TL BuB E-StB 09:
(Bei der Fremdiiberwachung festgestellte Méangel)
Eine wiederholte Fremdiiberwachungspriifung ist an
erneut im Werk zu entnehmenden Proben durchzu-
fihren. Im Fremdiiberwachungszeugnis sind dann die
Ergebnisse beider Proben anzugeben.

4. Bezugsmoglichkeit

Die TL BuB E-StB 09 koénnen bei dem FGSV Verlag
GmbH, Wesselinger StraBe 17, 50999 Koéln bezogen
werden.

Josef Poxleitner
Ministerialdirektor

7071-W

Richtlinien zur Durchfiithrung des Bayerischen
Technologieforderungs-Programms (BayTP)

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums
fiir Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie

vom 7. Dezember 2009 Az.: IBS-3668/251/1

Vorbemerkung

Der Freistaat Bayern fordert Technologievorhaben nach
Malgabe

— dieser Richtlinien,

— der allgemeinen haushaltsrechtlichen Bestimmungen —
insbesondere der Art. 23 und 44 BayHO und der dazu
erlassenen Verwaltungsvorschriften bzw. der allgemei-
nen Verwaltungsvorschriften fiir die Gewahrung von
Zuwendungen an die gewerbliche Wirtschaft (AVG) vom
3. Dezember 2003 (AlIMBI S. 912, StAnz Nr. 50) und

— der Verordnung (EG) Nr. 800/2008 der Kommission
vom 6. August 2008 zur Erklarung der Vereinbarkeit
bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Gemein-
samen Markt in Anwendung der Art. 87 und 88 EG-
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Vertrag (allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung,
ABL L 214 vom 9. August 2008, S. 3Y), nachfolgend
AGFVO genannt.

Die Forderung erfolgt ohne Rechtsanspruch im Rahmen
der verfiigbaren Haushaltsmittel.

1.

2.1

2.2

2.3

Zweck der Forderung

Die Forderung soll mittelstandischen Unternehmen
die Entwicklung technologisch neuer Produkte und
Verfahren ermdoglichen sowie die Anwendung mo-
derner Technologien in Produkten und in der Pro-
duktion erleichtern.

Die Entwicklung sowie die beschleunigte Einfiih-
rung und Verbreitung moderner Technologien in
Wirtschaft und Gesellschaft sind notwendig, um
angesichts des raschen technologischen Wandels
die Wettbewerbsfdahigkeit der Wirtschaft zu erhal-
ten und dadurch ein angemessenes wirtschaftliches
Wachstum und einen hohen Beschéftigungsstand
zu sichern. Die Forderung soll zur Fortentwicklung
einer modernen Wirtschaftsstruktur in Bayern bei-
tragen.

Gegenstand der Forderung

Gefordert werden kénnen Vorhaben der Entwicklung
technologisch neuer oder deutlich verbesserter Pro-
dukte, Produktionsverfahren und wissensbasierter
Dienstleistungen, die im Wesentlichen vom Antrag-
steller selbst durchgefiihrt werden (Entwicklungs-
vorhaben).

Als Entwicklungsvorhaben gilt ein Vorhaben, bei
dem ein neues Produkt oder ein neues Produk-
tionsverfahren

a) von der Idee bis zu einem ersten, im Kern funk-
tionsfahigen Muster (Vorprototyp) — Phase I —

oder

b) vom Vorprototyp bis zu einem alle Funktionen
erfiillenden ersten Prototypen — Phase II —

entwickelt werden soll.

c) In begrindeten Ausnahmeféallen sind auch tech-
nische Durchfiihrbarkeitsstudien forderbar, die
der Vorbereitung von Entwicklungsvorhaben die-
nen.

Ein Produkt oder Produktionsverfahren gilt als neu,
wenn es im Europdischen Wirtschaftsraum noch
nicht auf dem Markt ist. Bestehende Schutzrechte
diirfen nicht verletzt werden.

Bei einer wissensbasierten Dienstleistung muss der
Antragsteller die Absicht haben, diese selbst am
Markt anzubieten.

Gefordert werden kénnen Vorhaben der Anwendung
neuer Technologien im Unternehmen (Anwendungs-
vorhaben). Dabei muss es sich um den Einsatz neu-
er Technologien handeln, die sich in der jeweiligen
Branche noch nicht durchgesetzt haben.

Forderungen nach dieser Richtlinie werden ausge-
reicht als

) http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=0J:L:2

008:214:0003:0047:DE:PDF

3.1

3.2

3.3

3.4

4.1

4.2

4.3

4.4

4.5
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— Investitions- und Beschaftigungsbeihilfen nach
Art. 15 AGFVO,

— Beihilfen fiir Forschungs- und Entwicklungsvor-
haben nach Art. 31 in Verbindung mit Art. 30 Nr. 4
AGFVO (experimentelle Entwicklung),

— Beihilfen fiir technische Durchfiihrbarkeitsstudien
nach Art. 32 AGFVO,

— Beihilfen fir KMU zu den Kosten gewerblicher
Schutzrechte nach Art. 33 AGFVO.

Zuwendungsempfanger

Bei Entwicklungsvorhaben der Phasen I und II
(Nr. 2.1) sind grundsétzlich nur mittelstdndische
Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft mit
(konzernweit) weniger als 400 Beschaftigten (gemé&B
Tabelle unter Nr. 5.6) antragsberechtigt, die ihren
Sitz oder eine Betriebsstatte in Bayern haben.

Bei Anwendungsvorhaben (Nr. 2.2) sind nur kleine
und mittlere Unternehmen (KMU) geméf Anhang I
der AGFVO antragsberechtigt. KMU werden defi-
niert als Unternehmen, die

— weniger als 250 Personen beschéaftigen und

— entweder einen Jahresumsatz von hochstens
50 Mio. Euro oder eine Jahresbilanzsumme von
hochstens 43 Mio. Euro haben.

Die Unternehmen miissen eigenstandig sein oder
darfen im Unternehmensverbund (Partner- bzw.
verbundene Unternehmen) die genannten Schwel-
lenwerte nicht tiberschreiten (vgl. Art. 3in Anhang I
der AGFVO).

Unternehmen, die das Vorhaben im Auftrag und auf
Rechnung Dritter durchfiihren, koénnen nicht gefor-
dert werden.

Zuwendungsvoraussetzungen

Zuwendungen werden nur fiir solche Vorhaben be-
willigt, mit denen zum Zeitpunkt des Eingangs ei-
nes priffahigen Antrags (einschlieBlich einer evtl.
Hausbankerklarung, siehe auch Nr. 7.2 und Nr. 8.2)
bei der zustdandigen Stelle noch nicht begonnen wur-
de.

Das Vorhaben muss sich durch einen hohen Innova-
tionsgehalt auszeichnen, d. h. die zu entwickelnden
Technologien, Produkte und Dienstleistungen oder
deren Anwendung missen tiber den Stand der Tech-
nik hinausgehen.

Das Vorhaben muss mit einem erheblichen techni-
schen und wirtschaftlichen Risiko verbunden sein,
aber dennoch auf Grundlage des vorgesehenen L§-
sungswegs als technisch machbar erscheinen.

Das Vorhaben muss in seinen wesentlichen Teilen
in Bayern durchgefiihrt und umgesetzt werden.

Das Vorhaben muss im Hinblick auf die Marktge-
gebenheiten zumindest mittelfristig wirtschaftlich
erfolgversprechend sein.


http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2008:214:0003:0047:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2008:214:0003:0047:DE:PDF
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Das Vorhaben muss von wesentlicher volkswirt-
schaftlicher Bedeutung sein. Volkswirtschaftlich
bedeutsam ist ein Vorhaben insbesondere dann,
wenn es einen Beitrag zur Steigerung der Leis-
tungsfahigkeit der Wirtschaft oder zur Sicherung
bzw. zur Schaffung hochwertiger Arbeitspldtze in
Bayern leistet.

Der erforderliche Aufwand fiir das Vorhaben muss
bei Abwagung der finanziellen Situation und der Zu-
kunftsaussichten des Unternehmens sowie der mit
dem Vorhaben verbundenen technischen Risiken
so erheblich sein, dass seine Durchfithrung ohne
offentliche Hilfe nicht oder nur erheblich verzoégert
zu erwarten ware.

Das Unternehmen muss tber das notwendige tech-
nologische und betriebswirtschaftliche Potenzial zur
erfolgreichen Durchfiihrung des Vorhabens verfi-
gen.

Der Antragsteller hat entsprechend seiner Vermo-
gens-, Liquiditats- und Ertragslage fur die Finan-
zierung in angemessenem Umfang Eigen- oder
Fremdmittel einzusetzen, die nicht durch subven-
tionsbehaftete oOffentliche Finanzierungsmittel
ersetzt oder verbilligt werden.

Unternehmen, die keine KMU gemd8 Anhang I der
AGFVO sind, kénnen nur dann eine Férderung er-
halten, wenn sie den Anreizeffekt der beantragten
Forderung gemal Art. 8 AGFVO nachweisen.

Einem Unternehmen in Schwierigkeiten gemaf
Art. 1 Abs. 7 AGFVO bzw. einem Unternehmen, das
einer Rickforderungsanordnung aufgrund einer frii-
heren Kommissionsentscheidung zur Feststellung
der Rechtswidrigkeit und Unvereinbarkeit einer
Beihilfe mit dem Gemeinsamen Markt nicht Folge
geleistet hat, darf eine Beihilfe nach diesen Richt-
linien nicht gewdhrt werden.

Art und Umfang der Forderung

Die Foérderung erfolgt als Anteilfinanzierung im
Rahmen einer Projektférderung.

Dabei werden fiir

— Entwicklungsvorhaben (Nr. 2.1) Darlehen oder
Zuschiisse

— Anwendungsvorhaben (Nr. 2.2) Darlehen
gewdahrt.

Die Dauer von technischen Durchfiihrbarkeits-
studien (Nr. 2.1 Buchst. ¢) gemaB Art. 32 AGFVO ist
auf hochstens ein Jahr begrenzt.

Art und Hohe der Zuwendung bemessen sich nach
dem technischen und wirtschaftlichen Risiko des
Vorhabens, seiner technologischen Bedeutung, dem
offentlichen Interesse an seiner Verwirklichung, der
Finanzkraft des Antragstellers und den verfiigbaren
staatlichen Haushaltsmitteln.

Zuwendungsfahig sind folgende Kosten, die nach
Eingang eines priffahigen Antrags bei wirtschaft-

54.1

54.2

54.3

54.4

5.4.5

5.4.6

5.5

5.6

licher und sparsamer Betriebsfiihrung im Rahmen
der Durchfiihrung der Vorhaben anfallen:

Personalkosten (Forscher, Techniker und sonstige
unterstiitzende Personen gemdall Art. 31 AGFVO,
soweit diese fiir das Forschungsvorhaben angestellt
sind). Als zuwendungsfdhige Personalkosten von
Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft konnen
je nachgewiesenem Personenmonat (entspricht 160
Stunden bei stundenweiser Aufzeichnung) fir eige-
nes, fest angestelltes Personal folgende Betrage in
Ansatz gebracht werden:

Akademiker, Dipl.-Ing. u.A.  8.000 €
Techniker, Meister u. A. 5.800€
Facharbeiter, Laboranten u. A. 4.000 €

Mit diesen Betrdgen sind die Personaleinzelkosten,
die Personalnebenkosten sowie sonstige Kosten im
Personalbereich abgegolten. Arbeiten Unternehmer
selbst am Vorhaben mit, kénnen die Pauschalsatze
eines entsprechend qualifizierten Angestellten an-
erkannt werden.

Kosten fiir Instrumente und Ausriistung gema@
Art. 31 AGFVO, soweit und solange sie fiir das For-
schungsvorhaben genutzt werden (Sondereinzelkos-
ten). Werden diese Instrumente und Ausriistungen
nicht wahrend ihrer gesamten Lebensdauer fur das
Forschungsvorhaben verwendet, gilt nur die nach
den Grundséatzen ordnungsgemaéaBer Buchfiihrung
ermittelte Wertminderung wéahrend der Dauer des
Forschungsvorhabens als beihilfefdhig (zeit- und
vorhabensanteilig).

Kosten fiir Auftragsforschung, technisches Wis-
sen und zu Marktpreisen von Dritten direkt oder in
Lizenz erworbene Patente gemdfBl Art. 31 AGFVO,
sofern die Transaktion zu Marktbedingungen
durchgefiihrt wurde und keine Absprachen vorlie-
gen, sowie Kosten fiir Beratung und gleichwertige
Dienstleistungen, die ausschlieBlich der Forschungs-
tatigkeit dienen (Fremdleistungen).

Sonstige Betriebskosten (Material, Bedarfsmittel
und dergleichen) gemaB Art. 31 AGFVO, die unmit-
telbar durch die Forschungstatigkeit entstehen.

Auf die Materialeinzelkosten kann ein Materialge-
meinkostenzuschlag bis zu 10 % in Ansatz gebracht
werden.

Zur Abgeltung der Verwaltungsgemeinkosten kann
ein Zuschlag bis zu 7 % angesetzt werden.

Kosten, die im Zusammenhang mit der Erlangung
von gewerblichen Schutzrechten gemafl Art. 33
AGFVO entstehen.

Kosten fiir Investitionen gemdf Art. 15 AGFVO.

Jede beantragte Forderung ist nach den in Nr. 5.4
genannten Kosten aufzuschlisseln.

Der Subventionswert der Foérderung darfim Einzel-
nen folgende Hochstsdtze der zuwendungsfahigen
Kosten nicht tibersteigen:
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Entwicklungsvorhaben Anwendungs-
vorhaben
Unternehmen | Tech. Studien Phase I
Definition und Phase II
Zuwendungsfahig sind Kosten im Sinn von
Fordersatz

Kleine Un- Nr. 5.4.1 Nrn. 5.4.1-5 Nrn. 5.4.1-6
ternehmen Nr. 5.4.3

(weniger als

50 Beschaf-

tigte und bis

10 Mio. € 35% 35 % 20 %
Jahresumsatz

oder Jahresbi-

lanzsumme)?

Mittlere Nr. 5.4.1 Nrn. 5.4.1-5 Nrn. 5.4.1-6
Unternehmen Nr. 5.4.3

(weniger als

250 Beschaf-

tigte und bis

50 Mio. €

Jahresum—' 359% 359% 10 %
satz oder bis

43 Mio. €

Jahresbilanz-

summe)3)

Unterneh- Nr. 5.4.1 Nrn. 5.4.1-4 ---
men mit 250 Nr. 5.4.3

und mehr S S

Beschaftigten 25% 25% o
6. Mehrfachforderung

7.1

7.2

Eine Forderung nach dieser Richtlinie entfdllt, wenn
fir dasselbe Vorhaben oder fiir Teile davon vom An-
tragsteller andere subventionsbehaftete 6ffentliche
Mittel im Bereich der Bundesrepublik Deutschland
oder der Europdischen Union in Anspruch genom-
men werden.

Dies gilt nicht fur Buirgschaften, Haftungsfreistel-
lungen und Beteiligungsprogramme. Eine Kumulie-
rung mit diesen ist nur unter den Voraussetzungen
des Art. 7 AGFVO und bis zu den unter Nr. 5.6 an-
gegebenen Hochstsatzen moglich. Die Subventions-
werte sind vom Antragsteller anzugeben.

Verfahren bei Entwicklungsvorhaben
(inkl. technischer Durchfiihrbarkeitsstudien)

Fir jede Variante aus dem Bereich Entwicklungs-
vorhaben (gemdaB Nr. 2.1) ist ein gesonderter Antrag
zu stellen. Die Férderung einer Variante begriindet
keinen Anspruch auf eine Zuwendung in einer wei-
teren Variante.

Die Antragstellung ist formgebunden und erfolgt
auf elektronischem Weg. Die Zugangsdaten zur
Antragstellung sind bei der zustandigen Stelle (sie-
he Nr. 10) erhaltlich. Weitere Informationen wer-
den auf der Internetplattform zur elektronischen
Antragstellung (ELAN) des Staatsministeriums fir
Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie
(Staatsminiserium) unter www.fips.bayern.de be-
reitgestellt.

Wird fir ein Darlehen eine Haftungsireistellung der
LfA Forderbank Bayern (LfA) oder eine Blirgschaft

2) siehe Anhang I AGFVO
3) sieche Anhang I AGFVO

7.3

7.4

7.5

7.6
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8.2

8.3
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der LfA oder der Biirgschaftsbank Bayern (BBB) be-
antragt, so sind gleichzeitig der entsprechende Stan-
dardantrag der LfA bzw. die Antragsvordrucke der
BBB zu verwenden und einzureichen.

Antrage auf Risikoentlastung in Form von Haftungs-
freistellungen oder Burgschaften kénnen nur fir
solche Vorhaben bewilligt werden, mit denen zum
Zeitpunkt auch dieser Antragstellung noch nicht
begonnen wurde.

Eine frithzeitige Kontaktaufnahme mit der zustan-
digen Stelle wird empfohlen.

Die zustandige Stelle leitet eine Ausfertigung des
Antrags der LfA zur betriebswirtschaftlichen Pri-
fung zu. Ebenso schaltet sie weitere externe Gutach-
ter ein, falls dies notwendig erscheint.

Die Bewilligung fiir Zuschiisse und Darlehen er-
teilt das Staatsministerium oder eine von ihm be-
auftragte Stelle. Die bewilligten Zuschiisse werden
vom Staatsministerium ausbezahlt. Darlehen wer-
den nach Bewilligung und nach Durchfiihrung des
bankmadBigen Darlehensverfahrens durch die LfA
angeboten und bei Annahme tiber die Hausbank des
Antragstellers bzw. das vorgeschaltete Zentralinsti-
tut ausgereicht.

Der Zuwendungsnehmer hat dem Staatsministeri-
um oder der zustdndigen Stelle einen Verwendungs-
nachweis einzureichen. Das Staatsministerium oder
die zustdndige Stelle priift die ordnungsgemaéBe Ver-
wendung der Mittel.

Die Abwicklung der Férderung kann vom Staats-
ministerium ganz oder teilweise auf andere Stellen
Ubertragen werden.

Verfahren bei Anwendungsvorhaben

Antrage auf Darlehen sind bei der Regierung zu
stellen, in deren Bezirk das Vorhaben durchgefiihrt
werden soll.

Die Antrége sind unter Verwendung des vorgeschrie-
benen Vordrucks in vier Ausfertigungen (fiinf Aus-
fertigungen, wenn zugleich eine Birgschaft der LfA
Forderbank Bayern (LfA) oder eine Burgschaft der
Burgschaftsbank Bayern (BBB) beantragt wird) iiber
die Hausbank bei der Regierung einzureichen.

Wird fiir ein Darlehen eine Burgschaft der LfA oder
BBB beantragt, so sind gleichzeitig der Standard-
antrag der LfA oder die Antragsvordrucke der BBB
zu verwenden.

Antrage auf Risikoentlastung in Form von Biirg-
schaften kénnen nur fir solche Vorhaben bewilligt
werden, mit denen zum Zeitpunkt der Antragstel-
lung noch nicht begonnen wurde.

Die Hausbank behélt eine Ausfertigung des Antrags
bzw. der Antrédge und leitet die tibrigen Ausfertigun-
gen samt Anlagen mit ihrer Hausbankerkldrung
(Finanzierungsbestédtigung) an die Regierung wei-
ter. Wird zugleich eine Biirgschaft der LfA oder der
BBB beantragt, leitet die Hausbank auch der LfA
oder der BBB zusammen mit dem Biirgschaftsantrag
eine Ausfertigung zu.
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8.4  Zum Antrag holt die Regierung eine technische Stel-
lungnahme des Staatsministeriums oder einer von
ihm beauftragten Stelle ein.

8.5 Die Zuwendungen werden von den Regierungen
bewilligt, nach Durchfiihrung des bankmdBigen
Darlehensverfahrens durch die LfA angeboten und
bei Annahme zusammen mit einer evtl. Birgschaft
Uber die Hausbank des Antragstellers bzw. das vor-
geschaltete Zentralinstitut ausgereicht.

Im Falle einer BBB-Biirgschaft erhdlt die Hausbank
des Antragstellers ein separates Blirgschaftsangebot
der BBB.

8.6 Der Zuwendungsnehmer hat der Regierung einen
Verwendungsnachweis einzureichen. Die Regie-
rung prift die ordnungsgeméaBe Verwendung der
Mittel.

9. Gemeinsame Bestimmungen fiir Entwicklungsvor-
haben und Anwendungsvorhaben

9.1  Zugehorige Unterlagen sind mindestens zehn Jahre
nach Gewdhrung der Zuwendung aufzubewahren.

9.2 Der Bayerische Oberste Rechnungshof ist geméaf
Art. 91 BayHO berechtigt, bei den Zuwendungs-
empfangern zusatzlich zu prifen.

10.  Zustdndige Stelle

Zustandige Stelle fir Entwicklungsvorhaben ist

a) bei Vorhaben in den Regierungsbezirken Ober-
bayern, Niederbayern und Schwaben:

Bayerisches Staatsministerium fir
Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Techno-
logie

— Innovationsberatungsstelle Stidbayern —

Prinzregentenstrafle 28
80538 Miinchen

(Postanschrift 80525 Miunchen,
Tel. 089 2162-2537, Telefax 089 2162-2782)

b) bei Vorhaben in den Regierungsbezirken Ober-
pfalz, Oberfranken, Mittelfranken und Unterfran-
ken:

Landesgewerbeanstalt Bayern
— Innovationsberatungsstelle Nordbayern —

TillystraBe 2
90431 Nirnberg
(Tel. 0911 655-4141, Telefax 0911 655-4151).

Zustandige Stelle fiir Anwendungsvorhaben ist die
jeweilige Bezirksregierung.
11.  Inkrafttreten, AuBerkraittreten

Diese Richtlinien treten am 1. Januar 2010 in Kraft
und mit Ablauf des 30. Juni 2014 auBler Kraft.

Dr. Hans Schleicher
Ministerialdirektor
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7071-W

Richtlinien zur Durchfiihrung des Bayerischen
Programms zur Forderung technologieorientierter
Unternehmensgriindungen (BayT'OU)

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums
fiir Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie

vom 7. Dezember 2009 Az.: IBS-3667/289/1

Vorbemerkung

Der Freistaat Bayern fordert die Entwicklung neuer Pro-
dukte und Verfahren und die in diesem Zusammenhang
stehende Griindung von technologieorientierten Unterneh-
men nach MaBgabe

— dieser Richtlinien

— der allgemeinen haushaltsrechtlichen Bestimmungen —
insbesondere der Art. 23 und 44 BayHO und der dazu
erlassenen Verwaltungsvorschriften bzw. der allgemei-
nen Verwaltungsvorschriften fiir die Gewdhrung von
Zuwendungen an die gewerbliche Wirtschaft (AVG) vom
3. Dezember 2003 (AIIMBI S. 912, StAnz Nr. 50) und

— der Verordnung (EG) Nr. 800/2008 der Kommission vom
6. August 2008 zur Erklarung der Vereinbarkeit bestimm-
ter Gruppen von Beihilfen mit dem Gemeinsamen Markt
in Anwendung der Art. 87 und 88 EG-Vertrag (allge-
meine Gruppenfreistellungsverordnung, ABl L. 214 vom
9. August 2008, S. 3Y), nachfolgend AGFVO genannt.

Die Forderung erfolgt ohne Rechtsanspruch im Rahmen
der verfliigbaren Haushaltsmittel.

1. Zweck der Forderung

Die Foérderung soll Firmengrindungen in zukunfts-
trachtigen Technologiebereichen anregen und neu-
gegrundete Firmen unterstitzen.

2. Gegenstand der Forderung

2.1  Gefordert werden koénnen technologisch und wirt-
schaftlich risikobehaftete Entwicklungsvorhaben,
die im Zusammenhang mit der Griindung von tech-
nologieorientierten Unternehmen stehen und darauf
abzielen, die technologische Basis von neugegrin-
deten und kleinen Unternehmen aufzubauen oder
zu verstarken.

2.2 Forderungen nach diesen Richtlinien werden aus-
gereicht als

— Beihilfen fiir Forschungs- und Entwicklungsvor-
haben (experimentelle Entwicklung) nach Art. 31
in Verbindung mit Art. 30 Nr. 4 AGFVO

— Beihilfen fiir KMU zu den Kosten gewerblicher
Schutzrechte nach Art. 33 AGFVO

3. Zuwendungsempfianger
Antragsberechtigt sind:

3.1  Personen, die die Absicht haben, ein technologie-
orientiertes gewerbliches Unternehmen zu griinden
oder

1 http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2

008:214:0003:0047:DE:PDF


http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2008:214:0003:0047:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2008:214:0003:0047:DE:PDF
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technologieorientierte Unternehmen der gewerb-
lichen Wirtschaft,

die seit weniger als sechs Jahren existieren und

die weniger als zehn Mitarbeiter (Vollzeit einschlieB3-
lich Geschéftsleitung) haben und

die auch im Ubrigen die Voraussetzungen an ein
kleines oder mittleres Unternehmen (KMU) gemaB
Anhang I der AGFVO erfiillen.

In begriindeten Fallen sind bei Unternehmen, die
weder selbst noch tiber Beteiligungsunternehmen
produzierend tatig sind und die mit dem geplanten
Entwicklungsvorhaben den Einstieg in das produ-
zierende Gewerbe realisieren wollen, Ausnahmen
von Nr. 3.2.1 und Nr. 3.2.2 moéglich.

Eine oder mehrere der am antragstellenden Unter-
nehmen beteiligten Personen miissen Geschaftsfiih-
rer sein und Uber das zur Durchfiihrung des Vorha-
bens notwendige technische Fachwissen verfiigen.
Diese Personen missen mindestens 50 % der Anteile
halten und den groBeren Teil ihrer Arbeitszeit dem
Griundungsvorhaben widmen. Kaufméannisches Wis-
sen ist bereitzustellen, sofern die Geschéaftsfiihrung
dies nicht hat. Bei der Griindung von Softwareunter-
nehmen ist eine Beschaftigungszeit von mindestens
zwei Jahren an verantwortlicher Stelle bei einem
Softwareunternehmen oder eine vergleichbare Ta-
tigkeit nachzuweisen.

Zuwendungsvoraussetzungen

Zuwendungen werden nur fir solche Vorhaben be-
willigt, mit denen zum Zeitpunkt des Eingangs ei-
nes priffahigen Antrags bei der zustdndigen Stelle
noch nicht begonnen wurde.

Das Vorhaben muss zum Ziel haben, ein neues Pro-
dukt oder ein neues Verfahren oder eine technische
Dienstleistung, die deutliche Wettbewerbsvorteile
und Marktchancen aufgrund der darin enthaltenen
technischen Neuheit erwarten lassen, zumindest bis
zur Prototypreife zu entwickeln.

Das Vorhaben muss mit einem erheblichen technolo-
gischen Risiko verbunden sein. Es muss trotz dieses
Risikos technologisch und wirtschaftlich machbar
erscheinen und einen nachhaltigen Unternehmens-
erfolg erwarten lassen.

Es muss sich um ein Vorhaben handeln, das der
Antragsteller im Wesentlichen selbst konzipiert und
im Freistaat Bayern durchfiihrt (einzelbetriebliches
Entwicklungsvorhaben). Kooperationen mit For-
schungseinrichtungen stehen dem nicht entgegen.

Der Antragsteller muss bei einer Produktentwick-
lung die eigene Herstellung des Produktes (mindes-
tens der wichtigsten Produktbestandteile), und bei
einer Verfahrensentwicklung die eigene Herstellung
von fiir das Verfahren entscheidenden Gerdten, Ap-
paraturen, Komponenten oder Materialien beabsich-
tigen.
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Bei einer technischen Dienstleistung oder einem
Softwareprodukt muss der Antragsteller die Absicht
haben, diese selbst am Markt anzubieten.

Der Antragsteller hat entsprechend seiner Vermo-
gens-, Liquiditats- und Ertragslage in angemesse-
nem Umfang Eigen- und Fremdmittel zur Sicher-
stellung der Gesamtfinanzierung einzusetzen. Diese
diirfen nicht durch andere subventionsbehaftete 6f-
fentliche Finanzierungsmittel ersetzt oder zinsver-
billigt werden.

Einem Unternehmen in Schwierigkeiten gemaf
Art. 1 Abs. 7 AGFVO bzw. einem Unternehmen, das
einer Riickforderung aufgrund einer fritheren Kom-
missionsentscheidung zur Feststellung der Rechts-
widrigkeit und Unvereinbarkeit einer Beihilfe mit
dem Gemeinsamen Markt nicht Folge geleistet hat,
darf eine Beihilfe nach diesen Richtlinien nicht ge-
wahrt werden.

Der Antragsteller muss ein beurteilungsreifes trag-
fahiges Konzept fiir seine Unternehmensgriindung
und fir die Durchfithrung des Entwicklungsvorha-
bens vorlegen.

Sofern ein beurteilungsreifes tragfadhiges Konzept
ftr die Unternehmensgriindung (siehe Nr. 4.8) nicht
vorliegt, kénnen die Arbeiten zu dessen Erstellung
gefordert werden. Der Forderzeitraum darf neun
Monate nicht tiberschreiten.

Art und Umfang der Férderung

Die Forderung erfolgt als Anteilfinanzierung im
Rahmen einer Projektféorderung. Es werden Zu-
schiisse gewdhrt.

Der Fordersatz betragt bis zu 30 % der zuwendungs-
fahigen Kosten fur die Erstellung eines beurtei-
lungsreifen tragfdhigen Konzepts (Konzeptphase,
siehe Nr. 4.9) und bis zu 40 % fiir ein Entwicklungs-
vorhaben.

Fur die Erstellung eines beurteilungsreifen trag-
fahigen Konzepts betragt der Zuschuss max.
26.000 €, in begriindeten Einzelfdllen kann bei be-
sonders umfangreichen Zuarbeiten die Obergrenze
auf 52.000 € angehoben werden.

Bei Softwareunternehmen betragt der Zuschuss fir
ein Entwicklungsvorhaben max. 150.000 €.

Es werden nur Zuschiisse ausgereicht, die eine Hohe
von mindestens 15.000 € erreichen.

Die zulédssigen Beihilfeintensitdten der in Nr. 2.2 ge-
nannten Beihilfen nach AGFVO werden in keinem
Fall tiberschritten.

Die Hohe der Zuwendungen bemisst sich nach dem
technologischen und wirtschaftlichen Risiko des
Vorhabens, seiner technologischen Bedeutung, der
Finanzkraft des Antragstellers und nach den verfiig-
baren staatlichen Haushaltsmitteln.

Zuwendungsfahig sind folgende Kosten, die nach
Eingang eines priffahigen Antrags bei wirtschaft-
licher und sparsamer Betriebsfiihrung im Rahmen
der Durchfiihrung der Vorhaben anfallen:
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Personalkosten (Forscher, Techniker und sonstige
unterstiitzende Personen gemaf Art. 31 AGFVO,
soweit diese mit dem Forschungsvorhaben beschaf-
tigt sind.) Als zuwendungsfdhige Personalkosten von
Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft konnen
je nachgewiesenem Personenmonat (entspricht 160
Stunden bei stundenweiser Aufzeichnung) folgende
Betrdage in Ansatz gebracht werden:

Akademiker, Dipl.-Ing. u.A.  8.000€
Techniker, Meister u. A. 5.800 €
Facharbeiter, Laboranten u. A. 4.000 €

Mit diesen Betrdagen sind die Personaleinzelkosten,
die Personalnebenkosten sowie sonstige Kosten im
Personalbereich abgegolten. Arbeiten Unternehmer
selbst am Vorhaben mit, kénnen die Pauschalséatze
eines entsprechend qualifizierten Angestellten an-
erkannt werden.

Kosten fiir Instrumente und Ausriistung gemat
Art. 31 AGFVO, soweit und solange sie fur das For-
schungsvorhaben genutzt werden (Sondereinzelkos-
ten). Werden diese Instrumente und Ausristungen
nicht wahrend ihrer gesamten Lebensdauer fiir das
Forschungsvorhaben verwendet, gilt nur die nach
den Grundsatzen ordnungsgemaéafBer Buchfiihrung
ermittelte Wertminderung wahrend der Dauer des
Forschungsvorhabens als beihilfefahig (zeit- und
vorhabensanteilig).

Kosten fiir Auftragsforschung, technisches Wis-
sen und zu Marktpreisen von Dritten direkt oder in
Lizenz erworbene Patente gemdafl Art. 31 AGFVO,
sofern die Transaktion zu Marktbedingungen
durchgefiihrt wurde und keine Absprachen vorlie-
gen, sowie Kosten fur Beratung und gleichwertige
Dienstleistungen, die ausschlieflich der Forschungs-
tatigkeit dienen (Fremdleistungen).

Sonstige Betriebskosten (wie Material, Bedarfsmit-
tel und dergleichen) gemé&B Art. 31 AGFVO, die un-
mittelbar durch die Forschungstatigkeit entstehen.

Auf die Materialeinzelkosten kann ein Materialge-
meinkostenzuschlag bis zu 10 % in Ansatz gebracht
werden.

Zur Abgeltung der Verwaltungsgemeinkosten kann
ein Zuschlag bis zu 7 % angesetzt werden.

Kosten, die im Zusammenhang mit der Erlangung
von gewerblichen Schutzrechten gemafl Art. 33
AGFVO entstehen.

Bei Vorhaben im Sinn von Nr. 4.3 bis zur Erstellung
des Prototypen (Entwicklungsvorhaben) sind alle
unter Nr. 5.4 aufgezdhlten Kostenarten zuwendungs-
fahig.

Bei Vorhaben im Sinn von Nr. 4.9 (Konzept) sind
nur Personalkosten (Nr. 5.4.1), Fremdleistungen
(Nr. 5.4.3) und sonstige Betriebskosten (Nr. 5.4.4)
zuwendungsfahig.

Jede beantragte Forderung ist nach den in Nr. 5.4
genannten Kosten aufzuschliisseln.

Mehrfachforderung

Eine Forderung nach diesen Richtlinien entfallt,
wenn fir dasselbe Vorhaben oder fiir Teile davon

7.1

7.2

7.3

7.4

7.5

vom Antragsteller andere subventionsbehaftete
offentliche Mittel im Bereich der Bundesrepublik
Deutschland oder der Europdischen Union in An-
spruch genommen werden.

Dies gilt nicht fir Biirgschaften und Beteiligungs-
programme. Eine Kumulierung mit diesen ist nur
unter den Voraussetzungen des Art. 7 AGFVO und
bis zu den unter Nr. 5.2 angegebenen Hochstsdtzen
moglich. Die Subventionswerte sind vom Antragstel-
ler anzugeben.

Verfahren

Der Antrag auf Gewdahrung von Zuwendungen ist fiir
die Regierungsbezirke Oberbayern, Niederbayern
und Schwaben einzureichen beim:

Bayerischen Staatsministerium fiir Wirtschaft,
Infrastruktur, Verkehr und Technologie

— Innovationsberatungsstelle Stidbayern —

Prinzregentenstrale 28
80538 Miinchen

(Postanschrift: 80525 Miinchen;
Tel. 089 2162-2537, Telefax 089 2162-2782);

fur die Regierungsbezirke Oberpfalz, Oberfran-
ken, Mittelfranken und Unterfranken bei der

Landesgewerbeanstalt Bayern
— Innovationsberatungsstelle Nordbayern —

TillystraBe 2
90431 Nurnberg

(Tel. 0911 655-4141, Telefax 0911 655-4151).

Die Antragstellung ist formgebunden und erfolgt auf
elektronischem Weg. Die Zugangsdaten zur Antrag-
stellung sind bei der zustdandigen Innovationsbera-
tungsstelle (s. 0.) erhaltlich. Weitere Informationen
werden auf der Internetplattform zur elektronischen
Antragstellung (ELAN) des Staatsministeriums fir
Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie
(Staatsministerium) unter www.fips.bayern.de be-
reitgestellt. Eine friithzeitige Kontaktaufnahme mit
der zustédndigen Stelle wird empfohlen.

Die betriebswirtschaftliche Priifung der Antragsun-
terlagen erfolgt grundsatzlich durch die LfA Forder-
bank Bayern. Die evtl. Einschaltung weiterer exter-
ner Gutachter erfolgt durch das Staatsministerium
oder eine von ihm beauftragte Stelle.

Die Bewilligung erteilt das Staatsministerium oder
eine von ihm beauftragte Stelle.

Fur die Erstellung eines beurteilungsreifen tech-
nologischen Konzepts und fiir ein Entwicklungs-
vorhaben werden getrennte Zuwendungsbescheide
erlassen.

Die bewilligten Zuschiisse werden vom Staatsminis-
terium ausbezahlt. Der vom Zuwendungsempfan-
ger zu erstellende Verwendungsnachweis ist dem
Staatsministerium oder der von ihm beauftragten
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Stelle vorzulegen. Diese priifen die ordnungsgema-
Be Verwendung der Mittel.

Zugehorige Unterlagen sind mindestens zehn Jahre
nach Gewdahrung der Zuwendung aufzubewahren.

Der Bayerische Oberste Rechnungshof ist gemaf
Art. 91 BayHO berechtigt, bei den Zuwendungs-
empfangern zusatzlich zu prifen.

Inkrafttreten, AuBerkrafttreten

Diese Richtlinien treten am 1. Januar 2010 in Kraft
und mit Ablauf des 30. Juni 2014 auBier Kraft.

Dr. Hans Schleicher
Ministerialdirektor

2091.1-UG

Anderung der Bekanntmachung
betreffend Kontrolluntersuchungen
auf Brucellose und Leukose der Rinder

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums

fiir Umwelt und Gesundheit

vom 2. November 2009 Az.: 42¢-A0704.2-2009/2-17

An die Regierungen

die Kreisverwaltungsbehoérden
das Bayerische Landesamt fiir
Gesundheit und Lebensmittelsicherheit

Die Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums
fur Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz vom 9. De-
zember 2005 (AlIMBI 2006 S. 4) wird wie folgt gedndert:

1.

In den Eingangsbestimmungen wird Abs. 2 wie folgt
gefasst:

»Diese Moglichkeiten bestehen fiir Bestande, die min-
destens zu 30 v. H. aus Milchkihen bestehen.”

. In Nr. 2.2. Satz 1 werden die Worte ,,in den Analyse- und

Diagnostikzentren Nord und Sid"” durch die Worte ,,im
Analyse- und Diagnostikzentrum" ersetzt.

. In Nr. 2.3 wird nach dem zweiten Spiegelstrich folgen-

der neuer Spiegelstrich eingefigt:

,— veranlassen nach dem Bekanntwerden nicht nega-
tiver Ergebnisse von Tankmilchuntersuchungen die
zeitnahe Ziehung und Untersuchung von Einzelblut-
proben;"

. Die Schlussbestimmungen werden wie folgt gefasst:

»Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom
1. Januar 2006 in Kraft und gilt bis auf Weiteres."

Karolina Gernbauer
Ministerialdirektorin
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2091.1-UG

Zweite Anderung der Bekanntmachung
zum Vollzug der Verordnung
zum Schutz gegen die Tollwut

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums

fiir Umwelt und Gesundheit

vom 2. November 2009 Az.: 42c¢-A0704.2-2009/2-13

An die Regierungen

die Kreisverwaltungsbehoérden
das Bayerische Landesamt fiir
Gesundheit und Lebensmittelsicherheit

Die Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeri-
ums fiir Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und
Gesundheit vom 30. Juni 1997 (A1IMBI 1997 S. 472), zu-
letzt gedndert durch Bekanntmachung des Bayerischen
Staatsministeriums fiir Umwelt, Gesundheit und Verbrau-
cherschutz vom 9. Dezember 2004 (AIIMBI S. 669), wird
wie folgt gedndert:

1.

Im Einleitungssatz werden nach dem Klammerzu-
satz die Worte ,,, in der Fassung der Bekanntmachung
vom 11. April 2001 (BGBI I S. 598), zuletzt gedandert
durch Art. 3 der Verordnung vom 17. Juni 2009 (BGBI I
S. 1337)," eingefiigt.

In Nr. 1.1 wird folgender Satz 2 angefiigt:

.Probenmaterial aus Nordbayern wird auch in der
Dienststelle Erlangen angenommen und zur Unter-
suchung an die Dienststelle OberschleiBheim weiter-
geleitet.”

Nr. 1.3 wird wie folgt gedndert:
a) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

,1.3 Zur Untersuchung ist bei kleineren Tieren
moglichst der ganze Tierkorper, bei Fiichsen
und groBeren Tieren der Kopf einzusenden.”

b) In Satz 3 werden nach dem zweiten Klammerzusatz
die Worte ,,von dem Tier verletzt oder"” eingefiigt.

Nach Nr. 1.3 wird folgende neue Nr. 1.4 eingefiigt:

,1.4 Fiur den Versand sind die Regelungen des Eu-
ropéischen Ubereinkommens iiber die interna-
tionale Beférderung gefdhrlicher Giiter auf der
Stralle (ADR) zu beachten. Insbesondere sind
die entsprechenden Verpackungsvorschriften
zur Verwendung einer dreiteiligen Verpackung
einzuhalten. Eine eindeutige Zuordnung des Un-
tersuchungsantrags zum Untersuchungsmaterial
ist zu gewdahrleisten. Untersuchungsantrag und
sonstige Probenbegleitscheine dirfen nicht in-
nerhalb der Primdrverpackung versendet werden,
sondern sollen moglichst in einer schiitzenden
Umhiillung auf der Aulenseite der AuBenverpa-
ckung angebracht werden."

Die bisherigen Nrn. 1.4 und 1.5 werden Nrn. 1.5 und
1.6.

In Nr. 1.6 Satz 2 wird die Bezeichnung des Staatsmi-
nisteriums wie folgt gedndert: ,Staatsministerium fiir
Umwelt und Gesundheit (StMUG)".
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7. In Nr. 12.1 Satz 1 wird ,,StMUGV" durch ,,StMUG"
ersetzt und nach den Worten ,bei Bedarf" werden
die Worte ,im Benehmen mit dem Friedrich-Loeffler-
Institut” eingefiigt.

8. In Nr. 12.2 Abs. 2 Satz 2 wird ,StMUGV" durch
+StMUG" ersetzt.

9. In Nr. 12.3 Satz 4 wird ,StMUGV" durch ,StMUG"
ersetzt.

10. In den Schlussbestimmungen wird der letzte Absatz
,Die Bekanntmachung tritt am 31. Dezember 2009
auBer Kraft." aufgehoben.

Karolina Gernbauer
Ministerialdirektorin

2129.0-UG
Anderung des BuBigeldkatalogs ,,Umweltschutz"

Gemeinsame Bekanntmachung der Staatsministerien
des Innern, fiir Wirtschafit, Infrastruktur, Verkehr
und Technologie sowie fiir Umwelt und Gesundheit

vom 11. November 2009 Az.: IIB3-8700.0-007/96,
V1/4-6191/1084/1 und P6b-A1112-2009/1-9

Die Gemeinsame Bekanntmachung BuBgeldkatalog , Um-
weltschutz" vom 14. Februar 2005 (Al1IMBI S. 50) wird wie
folgt gedndert:

1. Abs. 1 wird wie folgt gedndert:

a) In Satz 2 erhélt die Internetadresse folgende Fas-
sung:

(http:/www.stmug.bayern.de/service/recht/index.
htm"

b) Der letzte Satz erhalt folgende Fassung:

,Von jeder glltigen Version wird eine Papierversion
im Justiziariat des Bayerischen Staatsministeriums
fir Umwelt und Gesundheit archiviert.”

2. Abs. 2 Satz 1 erhalt folgende Fassung:
,Diese Bekanntmachung tritt am 1. Marz 2005 in Kraft

und ist bis zum 31. Dezember 2010 befristet."

3. In der Anlage erhdlt der erste Satz im Abschnitt
,C Schlussbestimmungen" folgende Fassung:

,Diese Bekanntmachung tritt am 1. Mdarz 2005 in Kraft
und ist bis 31. Dezember 2010 befristet."

4. Diese Bekanntmachung tritt am 31. Dezember 2009 in
Kraft.

Gunter Schuster
Ministerialdirektor

Dr. Hans Schleicher
Ministerialdirektor

Wolfgang Lazik
Ministerialdirektor

2129.0-UG

Anderung des Bayerischen Umweltberatungs-
und Auditprogramms

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums
fiir Umwelt und Gesundheit

vom 30. November 2009 Az.: K5a-U8033.3-2009/2-11

Die Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeri-
ums fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz vom
12. Mai 2006 (AlIMBI S. 168) betreffend die Richtlinien zur
Forderung von Umweltberatungen und Umweltmanage-
mentsystemen bei kleinen und mittleren Unternehmen
(Bayerisches Umweltberatungs- und Auditprogramm) wird
im Einvernehmen mit dem Bayerischen Staatsministerium
der Finanzen wie folgt gedndert:

1. In Nr. 2.1 letzter Absatz wird folgender Satz 3 ange-
fugt:

»Es muss sich um externe Berater handeln."”
2. Nr. 3 erhalt folgende Fassung:

3. Fordervoraussetzungen

Es kénnen kleine und mittlere Unternehmen der
gewerblichen Wirtschaft — gleich welcher Rechts-
form — mit Standort in Bayern gefordert werden, die
in dem der Antragstellung vorausgegangenen Jahr
weniger als 250 Personen beschéftigten und nicht
mehr als 50 Mio. € Jahresumsatz erzielten, und die
Definition der kleinen und mittleren Unternehmen
des Anhangs I der Verordnung (EG) Nr. 800/2008
der Kommission vom 6. August 2008 zur Erklarung
der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihil-
fen mit dem Gemeinsamen Markt in Anwendung
der Art. 87 und 88 EG-Vertrag (allgemeine Grup-
penfreistellungsverordnung) (ABl EU Nr. L 214 vom
9. August 2008 S. 3) in der jeweils gtltigen Fassung
erfiillen.

Abweichend von Abs. 1 ist eine Férderung ausge-
schlossen:

— fur juristische Personen des 6ffentlichen Rechts
oder gewerbliche Unternehmen, an denen juristi-
sche Personen des 6ffentlichen Rechts direkt oder
indirekt beteiligt sind, mit Ausnahme von Einrich-
tungen gemeinnitziger Trager, deren Charakter
einem Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft
vergleichbar ist (z. B. Behindertenwerkstatten).
Fur diese Einrichtungen gilt Art. 3 Abs. 4 des
Anhangs I der Verordnung (EG) Nr. 800/2008
unverandert;

— fir Unternehmen, die einer Rickforderungsan-
ordnung aufgrund einer fritheren Entscheidung
der Europdischen Kommission zur Feststellung
der Rechtswidrigkeit und Unvereinbarkeit einer
Beihilfe mit dem Gemeinsamen Markt nicht Fol-
ge geleistet haben;

— fir Unternehmen in Schwierigkeiten nach Art. 1
Abs. 7 der Verordnung (EG) Nr. 800/2008;

— fir Unternehmen, deren Kapital oder Stimman-
teile sich zu mehr als 25 % im Besitz eines oder
mehrerer anderer Unternehmen befinden, die
selbst nicht antragsberechtigt waren."
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3. Nr. 4.1 Abs. 2 erhélt folgende Fassung:

. Die Férderung erfolgt in Ubereinstimmung mit der Ver-
ordnung (EG) Nr. 800/2008 der Kommission vom 6. Au-
gust 2008 zur Klarung der Vereinbarkeit bestimmter
Gruppen von Beihilfen mit dem Gemeinsamen Markt
in Anwendung der Art. 87 und 99 EG-Vertrag (allgemei-
ne Gruppenfreistellungsverordnung) (ABl EU Nr. L 214
vom 9. August 2008 S. 3) in der jeweils giiltigen Fas-
sung."

4, In Nr. 9 Abs. 1 Satz 3 wird das Datum ,,31. Dezember
2009" durch das Datum ,,30. Juni 2014" ersetzt.

Diese Bekanntmachung tritt am 1. Januar 2010 in Kraft.

Wolfgang Lazik
Ministerialdirektor

7533-UG

Bewirtschaftungsplane mit Manahmen-
programmen nach Europdischer
Wasserrahmenrichtlinie

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums
fiir Umwelt und Gesundheit

vom 9. Dezember 2009 Az.: 53-U4437.3-2009/52

Die Bewirtschaftungspldne mit Mafnahmenprogrammen
nach der Europaischen Wasserrahmenrichtlinie (Richtlinie
2000/60/EG des Europédischen Parlaments und des Rates
vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungsrah-
mens fir MaBnahmen der Gemeinschaft im Bereich der
Wasserpolitik) fiir die Flussgebiete Donau, Rhein, Elbe und
Weser werden gem. Art. 71a Abs. 2 BayWG hiermit verof-
fentlicht. Sie sind mit der Veréffentlichung mittels elektro-
nischer Medien fiir alle Behdrden verbindlich. Die Bewirt-
schaftungsplane und MaBnahmenprogramme kénnen im
Internet unter folgender Adresse abgerufen werden:

http://www.wasserrahmenrichtlinie.bayern.de

Sie stehen auch in der Datenbank BAYERN-RECHT zur
Verfligung. Die Bewirtschaftungspldane mit MaBnahmen-
programmen werden vom Staatsministerium fir Umwelt
und Gesundheit nach sechs Jahren fortgeschrieben. Eine
Papierversion wird in der Fachabteilung des Staatsminis-
teriums fir Umwelt und Gesundheit archiviert.

Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 22. De-
zember 2009 in Kraft und ist bis zum 21. Dezember 2015
befristet.

Wolfgang Lazik
Ministerialdirektor

7815-L

Leader-Forderrichtlinie
zur Umsetzung der Entwicklungsstrategie
auBlerhalb der Hauptmafnahmen im Rahmen der
MaBnahmenbeschreibung Leader
gem. Art. 61-65 der VO (EG) Nr. 1698/2005
des Rates und Art. 37-39 der VO (EG)
Nr. 1974/2006 der Kommission
fiir den Zeitraum 2007-2013

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums
fiir Erndhrung, Landwirtschait und Forsten

vom 7. Dezember 2009 Az.: E 3/c-7020.2-2651
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Die Umsetzung des Leader-Ansatzes gemafl Art. 61-65 der
VO (EG) Nr. 1698/2005 des Rates und Art. 37-39 der VO
(EG) Nr. 1974/2006 der Kommission in Bayern erfolgt im
Rahmen des Bayerischen Zukunftsprogramms fiir Agrar-
wirtschaft und Landlichen Raum (BayZAL 2007-2013) tber
folgende Forderinstrumente:

¢ die einschlagigen Forderrichtlinien in der jeweils gul-
tigen Fassung zur Umsetzung der Entwicklungsstrategie
entsprechend der jeweiligen HauptmaBnahme

— Finanzierungsrichtlinien Landliche Entwicklung
(FinR-LE) vom 4. Januar 2008 (A1IMBI S. 123)

— Dorferneuerungsrichtlinien zum Vollzug des Baye-
rischen Dorfentwicklungsprogramms (DorfR) vom
5. Mai 2009 (AlIMBI S. 198)

— Richtlinie zur Einzelbetrieblichen Investitionsférde-
rung, Teil B: Férderung von Investitionen zur Diver-
sifizierung vom 3. Mdrz 2008 Az.: B 3-7271-7150

— Richtlinien zur Férderung von MalBnahmen des Natur-
und Artenschutzes, der Landschaftspflege sowie der
naturvertraglichen Erholung in Naturparken (Baye-
rische Landschaftspflege- und Naturpark-Richtlinien)
vom 5. Dezember 2003 (A1IMBI S. 920), zuletzt gedn-
dert durch Bekanntmachung vom 23. Februar 2009
(AIIMBI S. 122)

die vorliegende Leader-Forderrichtlinie zur Umsetzung
der Entwicklungsstrategie auBierhalb der HauptmaB-
nahmen

Zur Umsetzung der Entwicklungsstrategie auflerhalb der
HauptmaBnahmen erldsst das Bayerische Staatsministe-
rium fiar Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten (Staats-
ministerium) die vorliegende Leader-Forderrichtlinie. Die
im Folgenden unter den Nrn. 3.4.1 und 3.4.5 erster Spie-
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gelstrich und unter Nr. 4 genannten Bestimmungen sowie
die im Anhang genannten Rahmenbedingungen gelten
dartiber hinaus auch fiir die Umsetzung von Leader tiber
die o. g. HauptmaBnahmen.

Die Forderung erfolgt ohne Rechtsanspruch im Rahmen
verfigbarer Haushaltsmittel und ausreichend bereit ge-
stellter Mittel durch die Europdische Union. Die Forder-
mittel sind Zuwendungen im Sinn der Art. 23 und 44 der
BayHO. Es gelten deshalb auch die Verwaltungsvorschrif-
ten (VV) zu diesen Artikeln und die jeweils anzuwenden-
den allgemeinen Nebenbestimmungen fiir Zuwendungen
(ANBest-P; ANBest-K, etc.).

Der Umsetzungszeitraum endet am 31. Dezember 2015.

1. Zuwendungszweck

Die vielféltigen Leader-Aktivitaten sollen wie be-
reits in der Vergangenheit zu gebietsspezifischen
Verbesserungen in den Leader-Gebieten beitragen.
Dabei sollen durch den Leader-Ansatz insbesondere
positive Wirkungen in folgenden Bereichen erzielt
werden:

— Starkung der regionalen Identitat und regionalen
Profilbildung

— Verbesserung der Lebensqualitat
— Beitrag zur Lésung demografischer Probleme
— Schaffung und Sicherung von Arbeitsplatzen

— Verbesserung der Chancengleichheit einschlief3-
lich der Bertcksichtigung der Belange von
Jugendlichen, Senioren, Behinderten

— Erhohung der regionalen Wertschopfung und
Wettbewerbsfahigkeit

— Beitrag zu Ressourcenschonung und Umwelt-
schutz

— Steigerung der Attraktivitdt der Regionen

— Nutzung von Synergie-Effekten in der regionalen
Entwicklung

2. Rechtsgrundlagen

— Verordnung (EG) Nr. 74/2009 des Rates zur An-
derung der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 des
Rates vom 20. September 2005 tiber die Férderung
der Entwicklung des landlichen Raums durch
den Europdischen Landwirtschaftsfonds fiir die
Entwicklung des landlichen Raums (ELER) vom
19. Januar 2009 (ABI L 30 vom 31. Januar 2009,
S. 100)

— Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 des Rates vom
20. September 2005 tber die Foérderung der Ent-
wicklung des landlichen Raums durch den Euro-
paischen Landwirtschaftsfonds fiir die Entwick-
lung des landlichen Raums (ELER) (ABI L 277
vom 21. Oktober 2005, S. 1)

— Verordnung (EG) Nr. 363/2009 der Kommission
vom 4. Mai 2009 zur Anderung der Verordnung
(EG) Nr. 1974/2006 der Kommission vom 15. De-
zember 2006 mit Durchfithrungsbestimmungen
zur Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 des Rates
Uber die Forderung der Entwicklung des land-
lichen Raums durch den Europédischen Landwirt-
schaftsfonds fiir die Entwicklung des landlichen
Raums (ELER) (ABI L 111 vom 5. Mai 2009, S. 5)
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— Verordnung (EG) Nr. 1974/2006 der Kommission

vom 15. Dezember 2006 mit Durchfiihrungsbe-
stimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1698/2005
des Rates liber die Forderung der Entwicklung
des léndlichen Raums durch den Europdischen
Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des
landlichen Raums (ELER) (ABI L. 368 vom 23. De-
zember 2006, S. 15)

Verordnung (EG) Nr. 1396/2007 der Kommissi-
on vom 28. November 2007 zur Berichtigung der
Verordnung (EG) Nr. 1975 der Kommission mit
Durchfiihrungsbestimmungen zur Verordnung
(EG) Nr. 1698/2005 des Rates hinsichtlich der
Kontrollverfahren und der Einhaltung anderwei-
tiger Verpflichtungen bei MafBnahmen zur For-
derung der Entwicklung des landlichen Raums
(ABI L 311 vom 29. November 2007, S. 3)

Verordnung (EG) Nr. 1975/2006 der Kommission
vom 7. Dezember 2006 mit Durchfiihrungsbestim-
mungen zur Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 des
Rates hinsichtlich der Kontrollverfahren und der
Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen bei
MabBnahmen zur Férderung der Entwicklung des
landlichen Raums (ABI L 368 vom 23. Dezember
2006, S. 74)

Verordnung (EG) Nr. 1320/2006 der Kommission
vom 5. September 2006 mit Bestimmungen fiir den
Ubergang auf die Férderung der Entwicklung des
landlichen Raums geméaB der Verordnung (EG)
Nr. 1698/2005 des Rates (ABI L 243 vom 6. Sep-
tember 2006, S. 6)

Verordnung (EG) Nr. 1290/2005 des Rates vom
21. Juni 2005 tber die Finanzierung der gemein-
samen Agrarpolitik (ABl L 209 vom 11. August
2005, S. 1)

Verordnung (EG) Nr. 1034/2008 der Kommissi-
on vom 21. Oktober 2008 zur Anderung der Ver-
ordnung (EG) Nr. 885/2006 der Kommission vom
21. Juni 2006 mit Durchfiihrungsbestimmungen
zur Verordnung (EG) Nr. 1290/2005 des Rates
hinsichtlich der Zulassung der Zahlstellen und
anderen Einrichtungen sowie des Rechnungsab-
schlusses fiir den EGFL und den ELER (ABI L 279
vom 22. Oktober 2008, S. 13)

Verordnung (EG) Nr. 885/2006 der Kommission
vom 21. Juni 2006 mit Durchfithrungsbestimmun-
gen zur Verordnung (EG) Nr. 1290/2005 des Rates
hinsichtlich der Zulassung der Zahlstellen und
anderen Einrichtungen sowie des Rechnungsab-
schlusses fiir den EGFL und den ELER (ABI L 171
vom 23. Juni 2006, S. 90)

Verordnung (EG) Nr. 1305/2007 der Kommissi-
on vom 7. November 2007 zur Anderung der Ver-
ordnung (EG) Nr. 883/2006 der Kommission vom
21. Juni 2006 mit Durchfiihrungsbestimmungen
zur Verordnung (EG) Nr. 1290/2005 des Rates
hinsichtlich der Buchfiihrung der Zahlstellen,
der Ausgaben- und Einnahmeerklarungen und
der Bedingungen ftr die Erstattung der Ausgaben
im Rahmen des EGFL und des ELER (ABI L 290
vom 8. November 2007, S. 17)

Verordnung (EG) Nr. 883/2006 der Kommission
vom 21. Juni 2006 mit Durchfithrungsbestimmun-
gen zur Verordnung (EG) Nr. 1290/2005 des Rates
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hinsichtlich der Buchfiihrung der Zahlstellen, der
Ausgaben- und Einnahmeerklarungen und der
Bedingungen fiir die Erstattung der Ausgaben im
Rahmen des EGFL und des ELER (ABI L 171 vom
23. Juni 2006, S. 1)

Verordnung (EG) Nr. 1848 der Kommission vom
14. Dezember 2006 betreffend UnregelmaBigkei-
ten und die Wiedereinziehung zu Unrecht gezahl-
ter Betrdage im Rahmen der Finanzierung der ge-
meinsamen Agrarpolitik sowie die Einrichtung
eines einschldgigen Informationssystems und zur
Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 595/91 des
Rates (ABI L 355 vom 15. Dezember 2006, S. 56)

Verordnung (EG) Nr. 1998/2006 der Kommission
vom 15. Dezember 2006 tiber die Anwendung der
Art. 87 und 88 EG-Vertrag auf ,,De-minimis"-Bei-
hilfen (ABI L 379 vom 28. Dezember 2006, S. 5)

Art. 87 EG-Vertrag
Art. 88 EG-Vertrag

Regelung des Bundesministeriums fiir Wirtschaft
und Technologie zur vortiibergehenden Gewéah-
rung geringfiligiger Beihilfen im Geltungsbereich
der Bundesrepublik Deutschland wahrend der
Finanz- und Wirtschaftskrise (, Bundesregelung
Kleinbeihilfen") in der jeweils giiltigen Fassung
(derzeit giiltige Fassung gemaf KOM-Genehmi-
gung N 411/2009 vom 16. Juli 2009) (BMWi-EA4,
redigierte Endfassung, Stand: 9. Juli 2009)

Beschluss des Rates vom 20. Februar 2006
(2006/144/EG) uber strategische Leitlinien der
Gemeinschaft fiir die Entwicklung des landlichen
Raums (Programmplanungszeitraum 2007-2013)
(ABIL L 55 vom 25. Februar 2006, S. 20-29)

Nationaler Strategieplan der Bundesrepublik
Deutschland fir die Entwicklung landlicher Rau-
me 2007-2013 in der Uberarbeiteten Fassung vom
5. November 2009

Bayerisches Zukunfitsprogramm fiir Agrar-
wirtschaft und Landlichen Raum (BayZAL)
2007-2013 aus dem Europdischen Landwirt-
schaftsfonds (ELER) geméB Verordnung (EG)
Nr. 1698/2005, (durch die EU-Kommission am
5. September 2007 und mit Zustimmung AGRI
D/20280 vom 20. August 2008 zum 1. Anderungs-
antrag sowie Zustimmung ARES (2009) 104294
vom 19. Mai 2009 zum 2. Anderungsantrag ge-
nehmigte Fassung)

Bayerische Haushaltsordnung in Verbindung mit
dem Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetz
in der jeweils gultigen Fassung

Rahmenregelung der Gemeinschaft fiir staatliche
Beihilfen im Agrar- und Forstsektor 2007-2013
(AB1 C 319 vom 27. Dezember 2006, S. 1)

Anhang I-Liste zu Art. 32 des Vertrages zur Grin-
dung der Europdischen Gemeinschaft

Leitfaden der Europdischen Kommission, Ge-
neraldirektion, Landwirtschaft und Landliche
Entwicklung zur Durchfithrung der Maflnahme
»Zusammenarbeit” im Rahmen des Schwer-
punkts Leader der Programme zur Entwicklung
des landlichen Raums 2007-2013 (RD 12/10/2006
rev 3) vom 19. November 2008
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— Empfehlung der Kommission vom 6. Mai 2003
betreffend die Definition der Kleinstunternehmen
sowie der kleinen und mittleren Unternehmen
(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2003)
1422) (2003/361/EG) (AB1 L 124 vom 20. Mai 2003,
S. 36-41)

Bestimmungen zur Umsetzung der Entwicklungs-
strategie auBerhalb der Hauptmafnahmen

Gegenstand der Foérderung

Eine Forderung im Rahmen der vorliegenden
Leader-Forderrichtlinie ist moglich fir:

— die Durchfiihrung von Projekten zur Umsetzung
der regionalen Entwicklungsstrategie einer aus-
gewahlten LAG, die den Zielen der Schwerpunkte
1, 2 und 3 der VO (EG) 1698/2005 entsprechen
und nicht nach anderen in ELER enthaltenen For-
derrichtlinien forderfdhig sind. Grundlage fir die
inhaltlichen MaBnahmen sind die Art. 52-57 der
VO (EG) 1698/2005.

— gebietsiibergreifende oder transnationale Zu-
sammenarbeit zwischen ausgewdhlten LAGs oder
von ausgewdahlten LAGs mit vergleichbaren regio-
nalen Partnerschaften (auch z. B. in der Schweiz).
Grundlage fur die inhaltlichen MaBnahmen ist
Art. 65 der VO (EG) 1698/2005.

— das LAG-Management, das die LAG-Geschafts-
fihrung sowie alle der Entwicklung des jewei-
ligen Leader-Gebiets dienenden Tatigkeiten und
alle Tatigkeiten im Rahmen von gebietsiibergrei-
fenden oder transnationalen Kooperationsprojek-
ten umfasst. Grundlage fiir die inhaltlichen Ma8-
nahmen ist Art. 63 der VO (EG) 1698/2005.

Zuwendungsempfanger

Voraussetzung fiir eine Antragstellung ist, dass der
Antragsteller rechtsfahig ist. Unter dieser Vorausset-
zung sind antragsberechtigt:

— ausgewadhlte LAGs,

— im Gebiet einer ausgewdhlten LAG ansdssige oder
daftr zustdndige Korperschaften (mit ihren Be-
horden; auch Kirchen und kirchliche Einrichtun-
gen), Anstalten und Stiftungen des 6ffentlichen
Rechts und kommunale Zweckverbande,

— im Gebiet einer ausgewéhlten LAG ansassige oder
dafiir zusténdige juristische Personen des priva-
ten Rechts und Verbande,

— 1m Gebiet einer ausgewahlten LAG ansdssige na-
turliche Personen,

— Personen- und Kapitalgesellschaften, wenn sie
im Gebiet einer ausgewdhlten LAG ansassig sind
oder eine Filiale betreiben,

— staatliche Einrichtungen,

— Zusammenschliisse von vorgenannten Antragsbe-
rechtigten in geeigneter Rechtsform, die Projekte
im Rahmen eines ausgewdahlten REK durchfiih-
ren.

Art, Umfang und Hoéhe der Férderung

Art der Forderung

Im Rahmen von Leader kann nur eine Projektférde-
rung (Zuschiisse) im Wege der Anteilfinanzierung

3.3.2

3.3.3

3.4
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gewdhrt werden. Dazu werden Fordermittel der EU
und des Freistaats Bayern eingesetzt. Die Beteili-
gung der EU betrdgt maximal 50 % der zuschuss-
fahigen 6ffentlichen Ausgaben.

Fordersétze (= Zuwendungssatze gemdal BayZAL
Schwerpunkt 4)

Die Fordersdtze betragen:

— bei produktiven Investitionen (inkl. Konzeption
und erstmalige Offentlichkeitsarbeit), d. h. Inves-
titionen, die tiblicherweise zur Gewinnerzielung
durchgefihrt werden, bis zu 25 % der zuschuss-
fadhigen Ausgaben?).

— bei sonstigen Projekten (inkl. Konzeption, pro-
jektbezogene Personalkosten fiir grundsatzlich
langstens zwei, im Ausnahmefall bis zu fiinf Jahre
und erstmalige Offentlichkeitsarbeit) bis zu 50 %
der zuschussfahigen Ausgaben.

— bei Kooperationsprojekten (inkl. Konzeption,
projektbezogene Personalkosten fiir grundséatz-
lich langstens zwei, im Ausnahmefall bis zu funf
Jahre und erstmalige Offentlichkeitsarbeit) ein-
schlieBlich Vorbereitungskosten bei gebietsiiber-
greifenden Kooperationen bis zu 60 % und bei
transnationalen Kooperationen bis zu 70 % der
zuschussfdhigen Ausgaben. Fir produktive In-
vestitionen, d. h. Investitionen, die iblicherweise
zum Zwecke der Gewinnerzielung durchgefiihrt
werden, gilt auch hier der Fordersatz von bis zu
25 %.

— bei LAG-Management (fur Personalkosten des
LAG-Managements (einschlieBlich Reisekosten
gemaB Bayerischem Reisekostengesetz) aufgrund
von Arbeitsvertragen oder freien Dienstvertragen,
Kosten fir die Qualifizierung der LAG bzw. des
LAG-Managements und Kosten fiir Offentlich-
keitsarbeit der LAG) bis zu 50 % der zuschussfa-
higen Ausgaben. Die maximale Hoéhe der Forde-
rung fir LAG-Management betragt insgesamt
250.000 € pro LAG. Zudem koénnen die Ausgaben
fir LAG-Management grundsatzlich nur in Héhe
von bis zu 20 % der gesamten offentlichen Aus-
gaben fir die Umsetzung von Leader-Projekten
im Gebiet der jeweiligen LAG als zuschussfahige
Ausgaben anerkannt werden.

Wettbewerbsrecht

Beihilfen im Sinn von Art. 87 Abs. 1 EGV kénnen
nur im Geltungsbereich und im Rahmen der VO
(EG) Nr. 1998/2006 als ,,De minimis"-Beihilfen oder
im Zeitraum 1. Januar 2009 bis 31. Dezember 2010
als Kleinbeihilfen im Geltungsbereich und im Rah-
men der ,Bundesregelung Kleinbeihilfen" gewdhrt
werden.

Zuwendungsvoraussetzungen

Leader-Kriterien

Projekte bzw. MaBnahmen, die in Leader durchge-
fihrt werden, missen folgenden Leader-Kriterien
entsprechen:

1) Die Begriffe ,,Ausgaben” und , Kosten" werden bei Leader sy-

nonym verwendet
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im Gebiet einer ausgewdhlten LAG gelegen (falls
in begriindeten Ausnahmefdllen ganz oder teil-
weise auBerhalb gelegen, dem LAG-Gebiet die-
nend — z. B. bei Land-Stadt-Partnerschaft, bei
Bestandteilen vernetzter Konzepte)

besondere Bedeutung und nachvollziehbarer Nut-
zen fir das LAG-Gebiet

Einbindung der Bevolkerung iiber die LAG (Bot-
tom up)

positiver bzw. zumindest neutraler Beitrag zur
Nachhaltigkeit (Okologie, Okonomie, Kultur/So-
ziales)

klare Zuordnung zu einem REK-Handlungsfeld

Beitrag zur Umsetzung der integrierten Regiona-
len Entwicklungsstrategie der LAG

positiver Beschluss des entscheidungsbefugten
LAG-Gremiums

Allgemeine Bestimmungen

Die dauerhafte und nachhaltige finanzielle Trag-
barkeit der MaBnahmen und Projekte (Finanzie-
rungsplan, Betriebskonzept) muss gegeben sein.
Bei produktiven Investitionen ist die Wirtschaft-
lichkeit nachzuweisen.

Im Sinn einer dauerhaften Einrichtung der LAG
bzw. auch eines nachhaltig tragfdhigen und lang-
fristig von Férdermitteln unabhangigen LAG-Ma-
nagements zur Starkung der jeweiligen Region
dirfen die LAG sowie das LAG-Management
Einnahmen erzielen, die nicht von der Férderung
des LAG-Managements abzuziehen sind. Diese
Einnahmen diirfen jedoch nicht darin bestehen,
dass die LAG bzw. das LAG-Management im
Zusammenhang mit Leader-Projekten in ihrem
Gebiet von den jeweiligen Antragstellern eine
Bearbeitungsgebiihr oder dergleichen verlangt.

Projekte diirfen vor Bewilligung grundsatzlich
nicht begonnen sein. Die Bewilligungsbehorde
kann im Einzelfall ausnahmsweise dem vorzeiti-
gen MaBnahmenbeginn zustimmen. Daraus kann
kein Anspruch auf Férderung abgeleitet werden.

Innerhalb der Ziel 3-Gebiete Bayern-Tschechien
bzw. Bayern-Osterreich kénnen keine transna-
tionalen Kooperationsprojekte zwischen LAGs
gefordert werden, wenn diese LAGs alle im sel-
ben Ziel 3-Gebiet liegen und fiir die Projekte eine
Forderung aus dem jeweiligen Ziel 3-Programm
moglich ist.

Projekte, fiir die eine ESF- oder EFRE-Forderung
moglich ist, kénnen nicht aus Leader gefordert
werden.

Zuschussfdhige Ausgaben

Zuschussfahig sind die durch Rechnungen und
entsprechende Zahlungsbelege seitens des Han-
dels, des Gewerbes, anderer Betriebe und Unter-
nehmen, freiberuflich Tatiger, Kiinstler oder des
Maschinenrings nachgewiesenen Ausgaben ab-
zlglich Umsatzsteuer, Rabatte und Skonti.

Zuschussfahig sind dartiber hinaus auch durch
entsprechende Belege nachgewiesene Ausgaben
der vorgenannten und anderer Rechtspersonen
(z. B. Kommunen, Vereine, Verbande etc.) fur die

3.4.4
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Projekte ,LAG-Management" und , Projektma-
nagement".

Geld- und Sachpreise (einschlieBlich Auszeich-
nungen) kénnen nur im Rahmen von Wettbewer-
ben bzw. Veranstaltungen und pro Wettbewerb
bzw. Veranstaltung insgesamt bis zu maximal
750 € als zuschussfdahige Ausgaben anerkannt
werden. (Diese Begrenzung gilt nicht ftir Archi-
tektenwettbewerbe im Sinn projektvorbereitender
Studien bzw. Konzepte).

Ausgaben fir Architekten-, Landschaftsarchi-
tekten- und Ingenieurleistungen kénnen nur mit
bis zu 10 % der Baukosten in die zuschussfédhigen
Ausgaben einbezogen werden. Bei sehr planungs-
intensiven Projekten, wie z. B. denkmalgeschiitz-
ten Gebauden oder technisch aufwendigen Pro-
jekten sind Zuschlédge bis zu 5 % moglich.

Im Rahmen von gebietsiibergreifenden oder trans-
nationalen Kooperationsprojekten konnen Immo-
bilien nur dann mit bayerischen Leader-Mitteln
(ELER-Mittel und Landesmittel) geférdert wer-
den, wenn sie in Bayern liegen. Zur Finanzierung
von gebietsiibergreifenden und transnationalen
Kooperationsprojekten, die aulerhalb von Bayern
durchgefiuhrt werden, kénnen bayerische Haus-
haltsmittel und Bayern zur Verfiigung stehende
ELER-Mittel eingesetzt werden, wenn die Ent-
scheidung uber den jeweiligen Einsatz der Mit-
tel bei den zustandigen Behorden des Freistaats
Bayern (Bewilligungsstellen) liegt.

Anerkennung von Eigenleistungen als zuschuss-
fahige Ausgaben

Eigenleistungen koénnen unter folgenden Bedin-
gungen als zuschussfadhige Ausgaben anerkannt
werden:

Eine Anerkennung von Eigenleistungen als zu-
schussfahige Ausgaben ist nur bei dafir geeig-
neten investiven Projekten von Korperschaften/
Stiftungen des 6ffentlichen Rechts, Vereinen und
gemeinniitzigen Einrichtungen moglich, jedoch
nicht bei produktiven Investitionen.

Als zuschussfdhige Ausgaben kénnen nur Eigen-
leistungen in Form von unbezahlten freiwilligen
Arbeiten und/oder Sachleistungen einschliefllich
Sachspenden anerkannt werden.

Kommunale Regiearbeiten/Bauhofleistungen koén-
nen nicht als zuschussfadhige Ausgaben anerkannt
werden und sind daher kostenméaBig auszuschei-
den.

Das Projekt muss von Art und Umfang her fiir die
Erbringung von Eigenleistungen in festgelegten
Teilbereichen geeignet sein.

Bei der Antragstellung ist der Wert der geplan-
ten Eigenleistung bei 100 % Fremdvergabe (laut
Ermittlung durch eine geeignete, fachlich quali-
fizierte Stelle) anzugeben. Hierzu bedarf es einer
transparenten, ggf. nach Gewerken aufgeschliis-
selten Darstellung der geplanten Eigenleistun-
gen.

Bei Vorlage des Verwendungsnachweises muss
vom Antragsteller eine genaue Dokumentation
der tatsachlich erbrachten freiwilligen Arbeiten
und Sachleistungen einschlieBlich Sachspenden
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und ihres Wertes vorgelegt werden. Diese Doku-
mentation muss von einer fachlich qualifizierten
Stelle bestdtigt sein, die auch die Verantwortung
fir deren fachliche und rechnerische Richtigkeit
tragt.

Fir den Wert der nachgewiesenen unbezahlten
freiwilligen Arbeiten und Sachleistungen wer-
den die vom Bayerischen Staatsministerium fir
Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten bekannt
gemachten Zuschussfahigen Hochstsédtze in der
Lé&ndlichen Entwicklung (ZHLE) vom 12. Dezem-
ber 2006 (Al1IMBI S. 702) in der jeweils gtiltigen
Fassung angesetzt.

Unbezahlte freiwillige Arbeiten und Sachleis-
tungen sowie Sachspenden kénnen nur bis zu
60 % des Betrages als zuschussfdhige Ausgaben
bertcksichtigt werden, der sich laut Kostenschat-
zung bei Durchfithrung durch ein Unternehmen
(ohne Berechnung der Umsatzsteuer) ergeben
wiirde.

Bei einer Anerkennung von unbezahlten freiwil-
ligen Arbeiten und Sachleistungen einschlieBlich
Sachspenden als zuschussfahige Ausgaben stellt
die Obergrenze fiir die Hohe der Zuwendung der
Betrag der tatséchlich bezahlten Rechnungen (zu-
schussfahige Ausgaben dieser Rechnungen ohne
Mehrwertsteuer) abziiglich 10 % dieses Betrags
dar.

Forderbeschrankungen

Die zuschussfdhigen Ausgaben von Projekten bzw.
MaBnahmen sind grundsdtzlich auf 300.000 €
beschrankt. In begriindeten Ausnahmefdllen
(insbesondere bei vernetzten Gemeinschaftspro-
jekten) kann vom fiir Leader federfiihrend zustén-
digen Staatsministerium eine Uberschreitung ge-
nehmigt werden.

Projekte mit zuschussfahigen Ausgaben von we-
niger als 5.000 € werden nicht bewilligt. In be-
grundeten Ausnahmeféllen kann vom fiir Leader
federfihrend zustdndigen Staatsministerium eine
Unterschreitung genehmigt werden.

Bei produktiven Investitionen kénnen projektbe-
zogene Personalkosten nicht geférdert werden.

Fur Projekte, die der Verarbeitung und Vermark-
tung von in Anhang I des EG-Vertrags genann-
ten Produkten dienen, ist eine Férderung nur
als De minimis-Beihilfe gemdB der VO (EG)
Nr. 1998/2006 oder im Zeitraum 1. Januar 2009
bis 31. Dezember 2010 als Kleinbeihilfe gemaf
der ,,Bundesregelung Kleinbeihilfen" moglich.

Beiinhaltlich gleichen Veranstaltungen kann nur
die erstmalige Startveranstaltung bzw. Startver-
anstaltungsreihe gefordert werden (keine Wieder-
holungsveranstaltungen).

Nicht zuschussfahig sind Ausgaben fir Ersatz-
beschaffungen, Reparaturen, Verbrauchsmaterial
und laufende Betriebsausgaben wie Telefonge-
biihren, Mieten, Pachten, Betriebsmittel, Zinsen,
Leasingkosten etc.

Behordliche Gebtihren und Abgaben, satzungs-
gemdBe Anschlussbeitrdage und dergleichen
an staatliche, kommunale oder ibergebietliche

3.5

Stellen/Einrichtungen sowie Zélle sind nicht zu-
schussfahig.

Maschinen und Gerate, die bei der Bewirtschaf-
tung von land- und forstwirtschaftlichen Fla-
chen Verwendung finden sowie Fahrzeuge sind
von der Forderung ausgeschlossen (Ausnahme:
Fahrzeuge, die ausschlieBlich dem Leader-Zweck
dienen).

Die Erarbeitung eines REK ist nicht zuschuss-
fahig.

Pflichtaufgaben (im eigenen oder tibertragenen
Wirkungskreis) von Gebietskoérperschaften kon-
nen nicht geférdert werden.

Druckerzeugnisse (Blcher, Karten, Broschiiren
etc.), die nicht kostenlos abgegeben werden, sind
nicht zuschussféhig.

Sonstige Zuwendungsbestimmungen

Die Fordermittel sind Zuwendungen im Sinn
der Art. 23 und 44 der BayHO. Es gelten deshalb
auch die Verwaltungsvorschriften (VV) zu diesen
Artikeln und die jeweils anzuwendenden allge-
meinen Nebenbestimmungen fiir Zuwendungen
(ANBest-P; ANBest-K, etc.).

Die Forderung erfolgt ohne Rechtsanspruch im
Rahmen verfiigbarer Haushaltsmittel und ausrei-
chend bereit gestellter Mittel durch die Europdi-
sche Union.

Auf die Beteiligung der EU und des Freistaats
Bayern an der Forderung ist im Zuwendungs-
bescheid hinzuweisen.

Diein Art. 23 und 44 der BayHO genannten Pri-
fungsrechte stehen auch den Organen der EU
(z. B. Kommission, Europaischer Rechnungshof,
Bescheinigende Stelle) zu.

Die Nrn. 3.1 und 3.2 ANBest-P werden nicht ange-
wendet, soweit es sich bei den Zuwendungsemp-
fangern nicht um eine Koérperschaft des 6ffent-
lichen Rechts handelt.

In Ergédnzung zu Nr. 4.1 ANBest-P und zu Nr. 4
ANBest-K gilt: Die zeitliche Bindung des Zuwen-
dungszwecks endet fiinf Jahre, bei Bauten und
baulichen Anlagen zwolf Jahre nach Kauf bzw.
Fertigstellung bzw. Lieferung.

Die Nr. 4.2 ANBest-P wird nicht angewendet.

Die Antragstellung erfolgt fiir alle Leader-Projekte
—1in Abweichung zu Nr. 3.1 VVK auch fir die kom-
munalen Projekte — entsprechend den in Nr. 4.3
dieser Richtlinie genannten Vollzugshinweisen.
Die jeweils zustandige Rechtsaufsichtsbehdrde
erhalt eine Kopie des Zuwendungsbescheids.

Die Erstellung des Verwendungsnachweises er-
folgt fur alle Leader-Projekte —in Abweichung zu
Nr. 6.1.1 ANBest-K auch fiir die kommunalen Pro-
jekte — entsprechend den in Nr. 4.3 dieser Richt-
linie genannten Vollzugshinweisen.

Riuckforderungsanspriiche sind ab einer Zuschuss-
hoéhe von mehr als 20.000 € bei erkennbarem wirt-

schaftlichen oder Vorhabenrisiko in geeigneter
Weise abzusichern.

In Abweichung zu Nr. 6.3 ANBest-P bzw. Nr. 6.4
ANBest-K hat der Zuwendungsempfénger alle
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Originalbelege (Einnahme- und Ausgabenbele-
ge) tber die Einzahlungen, die Vertrage und alle
sonstigen mit der Férderung in Zusammenhang
stehenden Unterlagen bis 31. Dezember 2022 auf-
zubewahren.

Mehrfachférderung

Die gleichzeitige Inanspruchnahme von Zuwendun-
gen aus ELER-Mitteln und anderen offentlichen For-
derprogrammen ist nur dann zuldssig, wenn es sich
bei diesen um ausschlieBlich nationale 6ffentliche
Forderprogramme gemaB Art. 23 und Art. 44 BayHO
(oder entsprechender Regelungen anderer Bundes-
lander/des Bundes) handelt und mit der Férderung
unterschiedliche Zwecke verfolgt werden oder soweit
hierauf ein Rechtsanspruch besteht und in diesen
Programmen nicht etwas anderes bestimmt ist. Die
Summe aller Forderbetrage ist auf maximal 90 % der
bei Leader zuschussfahigen Ausgaben zu begrenzen.
Sollten diese 90 % iiberschritten werden, erfolgt die
Kitirzung bei der Leader-Férderung. In allen Fallen
ist darauf zu achten, dass der Antragsteller grund-
satzlich mindestens 10 % der zuschussfahigen Aus-
gaben aus Eigenmitteln aufbringt. In begriindeten
Ausnahmefallen kann vom fuir Leader federfiihrend
zustandigen Staatsministerium eine Abweichung
genehmigt werden.

Verfahren

Federfihrende Zustandigkeit

Fur die Umsetzung von Leader in Bayern ist das
Staatsministerium federfiihrend verantwortlich.

Eine Schlisselrolle bei der Umsetzung von Leader
spielen die Leader-Manager an bestimmten Amtern
fiir Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten (AELF).
Sie haben vielfdltige Aufgaben (Information, Bera-
tung, Koordinierung, Abstimmung etc.) im Zusam-
menhang mit Leader. Der Leader-Manager ist der
zentrale Ansprechpartner fiir die Lokalen Aktions-
gruppen, Antragsteller, Wirtschafts- und Sozialpart-
ner, politischen und kommunalen Mandatstrager.
Er stimmt sich bei Leader-Projekten mit anderen
Verwaltungen und insbesondere mit allen Leader-
Bewilligungsstellen in seinem Dienstgebiet ab.

Zustandigkeit fiir die einzelnen MafBnahmen und
Projekte

Die Zustandigkeit fir das Antrags- und Bewilli-
gungsverfahren von Projekten im Rahmen der vor-
liegenden Leader-Forderrichtlinie zur Umsetzung
der Entwicklungsstrategie auBlerhalb der Haupt-
maBnahmen liegt beim ortlich zustandigen AELF
mit SEG.

Die Zustandigkeit fir das Antrags- und Bewilli-
gungsverfahren von Projekten und MaBnahmen bei
der Umsetzung der Entwicklungsstrategie entspre-
chend der im Vorspann genannten HauptmafBnah-
men liegt bei der fiir die jeweilige HauptmaBnahme
zustdndigen Bewilligungsbehorde (ALE oder FiiAk
oder ortlich zustdandige Behorde der Umweltverwal-
tung).

Soweit fiir Projekte aufgrund ihres innovativen,
Sektor Uibergreifenden oder interdisziplindren An-
satzes keine eindeutige Zustandigkeit einer anderen
Verwaltung besteht, ist das Landwirtschaftsressort
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zustandig (Auffangzustandigkeit far Leader?. Die
Abwicklung solcher Projekte erfolgt im Rahmen der
Leader-Forderrichtlinie zur Umsetzung der Entwick-
lungsstrategie auBerhalb der HauptmaBnahmen
durch das ortlich zustdandige AELF mit SEG. Der
Leader-Manager sorgt dafiir, dass fachlich bertihr-
te andere Verwaltungen dabei ihre Fachkompetenz
entsprechend einbringen kénnen.

Anweisungen zum Verfahren

Bei der Abwicklung sind die einschldagigen EU-
Bestimmungen nach den Verordnungen VO (EG)
Nr. 1698/2005, VO (EG) Nr. 1974/2006 und VO (EG)
Nr. 1975/2006 anzuwenden. Dazu erfolgten eigene
Vollzugshinweise (Verwaltungs- und Kontrollsystem
Leader in der jeweils giiltigen Fassung).

Altverpflichtungen und Ubergangsregelungen

Bayern macht Gebrauch von der Anwendungs-
moglichkeit der Art. 4 und 8 der Verordnung (EG)
Nr. 1320/2006 der Kommission vom 5. September
2006 mit Bestimmungen fiir den Ubergang auf die
Forderung der Entwicklung des landlichen Raums
gemdaB der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 des
Rates.

Inkrafttreten und Giiltigkeit

Die Leader-Forderrichtlinie zur Umsetzung der Ent-
wicklungsstrategie auBerhalb der HauptmafBnahmen
im Rahmen der MaBnahmenbeschreibung Leader
tritt mit Wirkung vom 2. Oktober 2007 in Kraft. Sie
tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2015 aulBler Kraft,
sofern sie nicht vorher verlangert wird.

Josef Huber
Ministerialdirektor

Anhang:

Rahmenbedingungen fiir die Umsetzung von Leader

A1l

A2

Kernelemente des Leader-Ansatzes

Der Leader-Ansatz umfasst folgende Kernelemen-
te:

— Integrierte und Sektor tibergreifende Regionale
Entwicklungskonzepte (REK) fiir klar definierte,
in sich koharente landliche Gebiete

— Lokale Aktionsgruppen (LAG), die fiir die Ausar-
beitung und Umsetzung ihres REK verantwort-
lich sind

— Zusammenwirken von Akteuren und Projekten
aus verschiedenen Bereichen

— Umsetzung innovativer Konzepte

— Durchfiihrung gebietsiibergreifender und/oder
transnationaler Kooperationsprojekte

Lokale Aktionsgruppen (LAGs) gemaB Art. 62 VO
(EG) Nr. 1698/2005

Zentrale Bedeutung fir die regionale Entwick-
lung haben bei Leader die Lokalen Aktionsgrup-
pen (LAGs). Die LAG soll eine ausgewogene und

2) siehe § 10 Abs. 1 Nr. 1 EG-Ausfiihrungsverordnung-Landwirt-
schaft vom 8. April 2003 (GVBI S. 293)
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reprasentative Gruppierung von Partnern aus un-
terschiedlichen kommunalen und soziotkonomi-
schen Bereichen des jeweiligen Gebiets darstellen.
Die Mitgliedschaft und Mitarbeit in der LAG muss
allen Interessierten offen stehen. Insbesondere ist
auch auf eine angemessene Beteiligung des land-
und forstwirtschaftlichen Berufsstandes sowohl in
der LAG als auch in deren Entscheidungsgremium
zu achten. Die Mitglieder der LAG miissen in dem
betreffenden Gebiet ansédssig oder dafiir zustandig
sein. Auf Entscheidungsebene miissen Wirtschafts-
und Sozialpartner, andere Vertreter der Zivilgesell-
schaft sowie deren Verbdande mindestens 50 % der
lokalen Partnerschaft stellen.

Jede LAG muss fir die Bewerbung am Auswahl-
verfahren (siehe A 5) ein Regionales Entwicklungs-
konzept (REK) fiir ihre Region erstellen. Die LAGs
sind die Trager der Entwicklungsstrategie und ver-
antwortlich fiir deren Erarbeitung und Durchfih-
rung. In ihrem REK muss jede LAG u. a. klar und
transparent darstellen, wie bei ihr Aufgaben und
Zustandigkeiten verteilt sind und wie Entschei-
dungsprozesse ablaufen.

Jede LAG benétigt eine Rechtsform, die eine Um-
setzung der Entwicklungsstrategie gemafl dem
Bottom up-Ansatz gewahrleistet und den o. g. An-
forderungen an die Zusammensetzung einer LAG
entspricht.

Leader-Gebiet gemafl Art. 62 Abs. 3 VO (EQG)
Nr. 1698/2005

Abgrenzung des Leader-Gebiets

Als Leader-Gebiet in Frage kommen ldndlich ge-
pragte, in sich kohdrente Gebiete, die hinsichtlich
der Bevolkerungszahl, der Mittelausstattung und
des wirtschaftlichen Potenzials eine fiir die Um-
setzung einer nachhaltigen Entwicklungsstrategie
ausreichende kritische Masse erreichen. Ausge-
nommen sind in Bayern Stadte mit mehr als 65.000
Einwohnern. Landlich gepragte Teile von Stadten
mit mehr als 65.000 Einwohnern kénnen jedoch
in das REK einer LAG einbezogen werden, wenn
ein begriindeter enger Bezug zur Entwicklung des
dortigen landlichen Raums besteht.

Die Abgrenzung des Leader-Gebiets erfolgt durch
die jeweilige LAG. Sie ist im REK darzustellen
und schlissig zu begrinden. Die Abgrenzung
muss sich nicht mit Verwaltungsgrenzen decken,
sondern kann z. B. auch auf einen einheitlichen
Kulturraum oder bestimmten Naturraum oder eine
geografische Region abstellen. Ein Gebiet bzw. ein
Teil davon kann nicht gleichzeitig Mitglied in meh-
reren LAGs sein.

GroBe

Die Bevolkerung des Gebiets sollte 150.000 Ein-
wohner nicht tiberschreiten. Mit ausreichender und
schlissiger Begriindung ihrer Notwendigkeit kann
diese Grenze liberschritten werden, wenn dies we-
gen der Homogenitat des Gebiets oder spezieller
Gegebenheiten fiir die Umsetzung der regiona-
len Entwicklungsstrategie erforderlich ist. Zum
Erreichen der notwendigen kritischen Masse von

A4
A4l

A4.2

A4.3

Entwicklungsprozessen wird die Untergrenze auf
25.000 Einwohner festgelegt.

Eine Unterschreitung dieser Untergrenze von
25.000 Einwohnern ist ausnahmsweise mdoglich,
wenn eine bayerische LAG mit einer unmittelbar
angrenzenden LAG oder vergleichbaren regiona-
len Partnerschaft diesseits und jenseits der Grenze
zwischen Bayern und einem benachbarten Bundes-
land oder EU-Mitgliedstaat dauerhaft in Form ei-
ner gemeinsamen Dachorganisation eng als grenz-
ubergreifende Aktionsgruppe zusammenarbeitet.
In solchen Fallen benoétigt die bayerische (Teil-)
LAG zusatzlich eine eigene geeignete Rechtsform.
Hinsichtlich der Gebietsgrofe bzw. Einwohnerzahl
ist jedoch das Gesamtgebiet der grenziibergreifen-
den Aktionsgruppe ausschlaggebend, also nicht
nur das der bayerischen (Teil-)LAG.

Regionales Entwicklungskonzept (REK)

Verbindlichkeit

Das REK stellt die Grundlage fir die Auswahl ei-
ner LAG als Leader-Region dar und ist als solche
fir die ausgewdahlte LAG verbindlich. Es ist aber
zugleich als dynamisches Entwicklungskonzept
zu sehen, das im Laufe seiner Umsetzung begriin-
dete Anderungen grundsatzlich erméglichen soll.
Geplante Anderungen (auBer der Aufnahme neuer
zum REK passender Projekte) sind immer schliis-
sig zu begriinden und im Vorfeld mit dem Leader-
Manager abzusprechen.

Uber die Zulassigkeit solcher Anderungen entschei-
det dann jeweils das ortlich zustandige AELF mit
SEG im Einvernehmen mit dem Leader-Manager.
Im Fall von Uberschneidungen mit ILEK-Gebieten
ist auch das Einvernehmen mit dem zustandigen
ALE herzustellen.

Notwendige Inhalte des REK einer LAG
— Abgrenzung und Lage des Gebiets

— Ausgangslage/Bestandsaufnahme

— Starken-Schwachen-Analyse

— Beschreibung/Zusammensetzung/Aufgaben der
LAG

— Leitbilder und Zielvorstellungen
— Entwicklungsstrategien und Handlungsfelder

— Aussagen zur Umsetzung von HauptmaBnah-
men

— Umweltschutz und Nachhaltigkeit
— Projektplanungs- und Finanzierungsubersicht

— Kiriterien fiir die Auswahl der Leader-Projekte
durch die LAG

— geplante Zusammenarbeit zwischen landlichen
Gebieten

Integrierter Ansatz

Aus dem REK muss ersichtlich sein, dass die ge-

plante Entwicklungsstrategie einen integrierten

Ansatz verfolgt. Dazu ist im REK darzustellen,

wie

— die einzelnen Handlungsfelder koordiniert und
vernetzt werden,



A44

A 4.5

A 4.6

A47

AlIIMBI Nr. 15/2009

— die an den Projekten beteiligten Akteure zusam-
menarbeiten,

— die Identitat des Gebiets und seine spezifischen
Starken und Schwéchen in der Schwerpunktset-
zung berticksichtigt werden,

— die vorhandenen Ressourcen des Gebiets genutzt
werden,

— die soziookonomische Ausgangslage berticksich-
tigt wird.

Umweltschutz und Nachhaltigkeit

Im REK st darzustellen, dass die geplante Entwick-
lungsstrategie zu einer 6kologisch, 6konomisch
und soziokulturell nachhaltigen Entwicklung des
Gebiets beitrdagt. In jedem Fall sind die erh6hten
Anforderungen an die Umweltintegration bzw. die
Beachtung des Prinzips einer nachhaltigen Ent-
wicklung zu berticksichtigen und darzustellen. Die
Vereinbarkeit mit ,,Natura 2000" ist von jedem REK
einzuhalten.

Zusammenarbeit zwischen ldndlichen Gebieten

Die Forderung und Unterstlitzung der gebietsiiber-
greifenden oder transnationalen Zusammenarbeit
zwischen LAGs oder von LAGs mit vergleichba-
ren regionalen Partnerschaften (z. B. auch in der
Schweiz) ist ein zentrales Element von Leader. Im
REK ist darzustellen, in welchen Bereichen und
mit welchen LAGs bzw. vergleichbaren regionalen
Partnerschaften eine Zusammenarbeit geplant ist.
Die Zusammenarbeit soll die Durchfithrung einer
gemeinsamen Aktion enthalten und von einer der
beteiligten LAGs koordiniert werden.

Projektplanung und Finanzierung

Die finanzielle Umsetzung der geplanten Projekte
istim REKin geeigneter Weise darzustellen. Dabei
ist zu beachten, dass grundsatzlich von jeder LAG
im REK auch die Umsetzung von HauptmaBnah-
men vorzusehen ist. Dazu ist ein enger Kontakt
zwischen den LAGs und den einschlagigen Be-
horden erforderlich.

Im bayernweiten Durchschnitt wird angestrebt,
dass —nach Abzug der fiir LAG-Management und
fir gebietstibergreifende bzw. transnationale Zu-
sammenarbeit von LAGs vorgesehenen Zuschiis-
se — jeweils die Halfte der Leader-Mittel fir die
Umsetzung der Entwicklungsstrategie auBerhalb
der HauptmaBnahmen bzw. fiir HauptmaBnah-
men eingesetzt werden. Diese Vorgabe ist jedoch
nicht verbindlich, sondern kann von den einzelnen
LAGs im Laufe der Umsetzung ihrer regionalen
Entwicklungsstrategie den jeweiligen regionalen
Erfordernissen entsprechend tiber- oder unter-
schritten werden.

Kriterien fiir die Auswahl der Leader-Projekte
durch die LAG

Aus dem REK muss ersichtlich sein, nach wel-
chen Kriterien die Entscheidung in der LAG bzw.
in deren Entscheidungsgremium dartiber erfolgt,
welche Projekte im Laufe des regionalen Entwick-
lungsprozesses tiber Leader umgesetzt werden
sollen. Die der Zustimmung bzw. Ablehnung des
LAG-Entscheidungsgremiums zur Umsetzung von
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Projekten tiber Leader zugrunde liegenden Krite-
rien sind im REK darzustellen.

REKSs von bei LEADER+ ausgewdhlten LAGs

Bestehende LAGs aus LEADER+ haben zur Bewer-
bung fir das Auswahlverfahren ein aktualisiertes
und den vorstehend genannten Vorgaben entspre-
chendes REK einschlieBlich einer Evaluierung
ihrer bisherigen Tatigkeit vorzulegen. Die Evalu-
ierung muss eine ehrliche Analyse des Entwick-
lungsprozesses in der Region sowie der Arbeit der
LAG darstellen und die Grundlage fur die Aktua-
lisierung des REK bilden.

Abstimmung des REK

Jedes REK muss auf LAG-Ebene mit den Part-
nern in der Region abgestimmt sein. Ebenso ist
die Abstimmung mit den Bewilligungsstellen und
anderen fachlich betroffenen Behorden (z. B. Wirt-
schaftsabteilung der Regierung) notwendig. Dabei
werden die LAGs vom Leader-Manager unterstiitzt.
Fir das Auswahlverfahren verfasst der Leader-
Manager dann eine abschliefende Stellungnahme
zu jedem REK und reicht diese zusammen mit dem
jeweiligen REK beim Staatsministerium ein.

Abgrenzung zu ILEK-Gebieten

Raumliche Uberschneidungen mit ILEK-Gebieten
sind wegen des unterschiedlichen strategischen
Ansatzes und der unterschiedlichen Gebietsgro-
Ben in Gebietsteilen moglich, wobei ein neues
ILEK grundsatzlich nicht mehr als die Halfte der
Gemeinden in einem Leader-Gebiet umfassen soll.
Soweit Handlungsfelder des ILEK mit denen des
REK verkniipft sind, sollen diese die Zielsetzung
des REK unterstiitzen. Ziel sind konsistente Ent-
wicklungsstrategien fir die betreffenden Raume.
Handlungsfelder, Zielsetzungen und Entwick-
lungsstrategien dirfen sich daher nicht wider-
sprechen.

Bei mehr als geringfiigigen Gebietstiberschnei-
dungen kénnen nicht gleichzeitig ein umfassendes
LAG-Management fir das gesamte Leader-Gebiet
und umfassende Umsetzungsbegleitungen im Sinn
von allgemeinem Regionalmanagement fiir ein
oder mehrere ILEKs gefordert werden. In diesen
Féallen kann ein dort vorhandenes LAG-Manage-
ment auch die Begleitung der ILEK Umsetzung
uUbernehmen. Falls bei Gebietstiberschneidungen
zwischen ILEK- und Leader-Gebieten ein Teil des
ILEK-Gebiets nicht im Leader-Gebiet liegt, wird
dies als Sonderfall der gebietsiibergreifenden Zu-
sammenarbeit gesehen. Daher kann in solchen
Féallen ggf. das LAG-Management die ILEK-Um-
setzungsbegleitung fur dieses gesamte ILEK-Ge-
biet, also einschlieBlich des auBBerhalb des Leader-
Gebiets gelegenen Teils tibernehmen.

Abgrenzung zum Regionalmanagement des Staats-
ministeriums fiir Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr
und Technologie

Grundsatzlich kann ein umfassendes Regional-
management in einem Gebiet nur von einer Stelle
gefordert werden, d. h. entweder im Rahmen der
,Allianz Bayern Innovativ" durch das Staatsminis-
terium fiir Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und
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Technologie oder im Rahmen von Leader als LAG-
Management durch das Staatsministerium. Wenn
in einem Leader-Gebiet ein umfassendes Regio-
nalmanagement durch das Staatsministerium fiir
Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie
gefordert wird, soll dieses Regionalmanagement
auch die Koordinierung der Umsetzung der Lea-
der-Projekte tibernehmen.

Falls in Ausnahmefdllen in einem Leader-Gebiet
vom Staatsministerium fiir Wirtschaft, Infrastruk-
tur, Verkehr und Technologie ein auf ein einge-
grenztes, v. a. wirtschaftliches und raumordneri-
sches Aufgabenspektrum beschranktes regionales
Management gefordert wird, kann in diesem Ge-
biet ein LAG-Management aus Leader nur dann
gefordert werden, wenn es sich um jeweils klar
voneinander abgegrenzte Aufgabengebiete han-
delt. Diese Abgrenzung muss in den jeweiligen Zu-
wendungsbescheiden des Staatsministeriums fur
Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technolo-
gie fur das regionale Management und des Staats-
ministeriums fir das LAG-Management eindeutig
und nachvollziehbar festgelegt sein, dasselbe gilt
auch fur die Vertrage der betreffenden Personen.

Wenn vom Staatsministerium far Wirtschaft, Infra-
struktur, Verkehr und Technologie ein umfassen-
des, auf iberregionale Koordination ausgerichtetes
Regionalmanagement fiir mehrere Landkreise oder
einen Landkreis und eine kreisfreie Stadt umfas-
sende Gebiete gefordert wird, bleibt davon die
Leader-Forderung fiir das LAG-Managements in
einzelnen Leader-Gebieten innerhalb dieses Ge-
samtraums unbertihrt.

Auswahlverfahren

Zeitrahmen

In einem Zeitraum von langstens zwei Jahren
nach Genehmigung des Bayerischen Zukunfts-
programms fur Agrarwirtschaft und landlichen
Raum (BayZAL) durch die Europaische Kommis-
sion sind die LAGs auszuwdhlen, die fir die Um-
setzung ihres eingereichten REK in eine Férderung
im Rahmen von Leader einbezogen werden.

Auswahlgremium

Zustandig fur die Entscheidung im Auswahlver-
fahren ist das Auswahlgremium. Stimmberechtigte
Mitglieder im Auswahlgremium sind je ein Vertre-
ter/eine Vertreterin der zwei an Leader beteiligten
Fachministerien (Staatsministerium fir Erndh-
rung, Landwirtschaft und Forsten, Staatsministe-
rium fiar Umwelt und Gesundheit) und zwei un-
abhdngige Wissenschaftler/Wissenschaftlerinnen
sowie zwei Personen mit langjahriger Erfahrung
im Bereich der Entwicklung landlicher Gebiete
(Praktiker) und zusatzlich die Landesbauerin.

Den Vorsitz im Auswahlgremium fiihrt das Staats-
ministerium fir Erndhrung, Landwirtschaft und
Forsten. Die beteiligten Fachministerien haben das
Vorschlagsrecht fiir je eine/einen Wissenschaftle-
rin/Wissenschaftler und eine/einen Praktikerin/
Praktiker. Fir jedes ordentliche Mitglied ist ein
Vertreter zu benennen. Die Zusammensetzung
des Auswahlgremiums oder eine Anderung wird

Ab5.3
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einvernehmlich zwischen den beteiligten Fachmi-
nisterien festgelegt.

Auswahltermine

Das Staatsministerium legt im Einvernehmen mit
dem Staatsministerium fiir Umwelt und Gesund-
heit die Auswahltermine und Fristen fir das Aus-
wahlverfahren fest. Auswahlverfahren werden an
zwei Terminen innerhalb von zwei Jahren nach
Genehmigung des BayZAL durchgefiihrt.

Der Vorsitzende tragt dafiir Sorge, dass den Mit-
gliedern des Auswahlgremiums mindestens 20 Ar-
beitstage vor dem jeweils festgelegten Auswahlter-
min alle eingereichten REKs vollstdndig zugeleitet
werden.

Entscheidungsfindung im Auswahlverfahren

Die Auswahlentscheidung im Auswahlgremium
erfolgt anhand eines Qualitdtsvergleichs der ein-
gereichten REKs (Wettbewerb). Der Qualitatsver-
gleich bezieht sich auf die notwendigen Inhalte
eines REK, die Kernelemente des Leader-Ansatzes
und die Leader Kriterien.

Bewertet werden v. a. die Bereiche:

— Struktur und Aufgaben der LAG

— Bottom up-Ansatz

— Gebietsbezug der Entwicklungsstrategie
— integrierter Ansatz

— Umweltschutz und Nachhaltigkeit

— Vorbildcharakter und Schlissigkeit der Entwick-
lungsstrategie

— Aussagen zur Umsetzung von HauptmaBnah-
men

— Kiriterien fiir die Auswahl der Leader-Projekte
durch die LAG

— geplante Uberregionale und transnationale Zu-
sammenarbeit von LAGs

Die Auswahl einer LAG durch das Auswahlgremi-
um begrindet dabei aber weder eine verbindliche
Forderzusage in Hohe der Finanzplanung in deren
REK noch fiir die einzelnen in diesem REK aufge-
fihrten Projekte.

Das Auswahlgremium entscheidet mit Mehrheit
der anwesenden Mitglieder tiber die Auswahl der
vorgelegten REKs. Das Auswahlgremium ist be-
schlussfahig, wenn mindestens finf seiner Mitglie-
der vertreten sind.

Die Auswahlentscheidung des Auswahlgremiums
ist nicht justiziabel.

Anzahl von LAGs in Bayern

Im Auswahlverfahren kénnen insgesamt maximal
58 LAGs ausgewdahlt und fiir die Umsetzung ihres
REK in eine Forderung im Rahmen von Leader
einbezogen werden.

Nicht ausgewédhlte LAGs kénnen zwar keine For-
derung im Rahmen von Leader erhalten, werden
jedoch bei der Suche nach anderen Moglichkeiten
zur Umsetzung ihrer regionalen Entwicklungsstra-
tegie weiterhin bei Bedarf vom Leader-Manager
unterstiitzt, wenn sie dies wiinschen.
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Abkiirzungsverzeichnis:

ALE Amt fur Landliche Entwicklung
AELF Amt fir Erndhrung, Landwirtschaft und Fors-
ten

BayZAL Bayerisches Zukunftsprogramm fiir Agrar-
wirtschaft und Landlichen Raum

EFRE Europdischer Fonds fur Regionalentwick-
lung

ELER Europdischer Landwirtschaftsfonds fiir die
Entwicklung des ldndlichen Raums

ESF Europdischer Sozialfonds

FuAk Bayerische Fiihrungsakademie fiir Erndh-
rung, Landwirtschaft und Forsten

ILEK Integriertes Landliches Entwicklungskonzept
gem. GAK

LAG Lokale Aktionsgruppe (Mehrzahl: LAGs)

LEADER+ EU-Gemeinschaftsinitiative LEADER+ (2000-
2006/8)

REK Regionales Entwicklungskonzept

SEG Strukturentwicklungsgruppe (= Sachgebiet an

bestimmten Amtern fiir Erndhrung, Landwirt-
schaft und Forsten)

StMELF Bayerisches Staatsministerium fiir Erndhrung,
Landwirtschaft und Forsten (Staatsministeri-
um)

SIMWIVT Bayerisches Staatsministerium fiir Wirtschaft,
Infrastruktur, Verkehr und Technologie

StMUG Bayerisches Staatsministerium fiir Umwelt
und Gesundheit

VVK Verwaltungsvorschriften fiir Zuwendungen
des Freistaats Bayern an kommunale Korper-
schaften

Ziel 3 Ziel ,Europdische Territoriale Zusammen-
arbeit" der VO (EG) Nr. 1080/2006 vom 15. Juli
2006

7849-L

Richtlinie zur Forderung von Vermarktungs-
konzepten fiir 6kologisch oder regional erzeugte
landwirtschaftliche Qualitdtsprodukte
(Vermarktungskonzept-Richtlinie - VK-RL)

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums
fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten

vom 12. November 2009 Az.: M 1-7603-6385

1. Allgemeines
Grundlagen der Richtlinie sind

— die Grundsatze fur die Forderung zur Markt-
strukturverbesserung des Rahmenplans der Ge-
meinschaftsaufgabe 2010-2013 ,Verbesserung
der Agrarstruktur und des Kiistenschutzes”,

— die VO (EG) Nr. 800/2008 zur Erkldarung der
Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen

mit dem gemeinsamen Markt in Anwendung der
Art. 87 und 88 EG-Vertrag und

— die VO (EG) Nr. 1998/2006 tiber die Anwendung
der Art. 87 und 88 EG-Vertrag auf ,,De-minimis"-
Beihilfen.

Zuwendungszweck

Zweck der Forderung ist eine verstarkte Ausrich-
tung der landwirtschaftlichen Erzeugung, Verar-
beitung und Vermarktung auf die Bedurfnisse der
Verbraucher und die verdanderte Marktsituation.
Ein Schlisselelement dafiir ist die Ausweitung und
Starkung der Marktposition 6kologisch oder regi-
onal erzeugter landwirtschaftlicher Qualitatspro-
dukte, einschlieBlich der Produkte mit geschiitzten
Ursprungs- und Herkunftsangaben. Eine gezielte
Forderung okologischer oder regionaler Vermark-
tungskonzepte mit innovativem Charakter soll die
Wettbewerbsfahigkeit der Agrar- und Erndhrungs-
wirtschaft sichern und somit zur Absatzsicherung
oder zur Schaffung von Erlosvorteilen auf der Er-
zeugerebene beitragen.

Begriffsbestimmungen
Qualitatsmerkmale

Qualitatsprodukte sind zum menschlichen Verzehr
bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse. Sie
mussen eine der folgenden Anforderungen erfil-
len:

— Herstellung geméafB VO (EG) Nr. 510/2006 (Ver-
ordnung tiber gesetzlich geschiitzte Ursprungs-
bezeichnungen) oder

- Herstellung geméaB VO (EG) Nr. 509/2006 (,,Spe-
zialitdten-Verordnung") oder

— Erzeugung von 6kologischen Produkten gemal
VO (EG) Nr. 834/2007, die einem entsprechen-
den Kontrollverfahren unterliegen oder

— Erzeugung nach anerkannten Lebensmittelqua-
litatsregelungen oder

— Qualitdatswein bestimmter Anbaugebiete bzw.
Weine mit garantiertem Ursprung gemaf der
VO (EG) Nr. 1234/2007.

Lebensmittelqualitatsregelungen nach Nr. 3.1.1, 4.
Tiret gewdhrleisten folgende Anerkennungsvoraus-
setzungen:

— Besondere Merkmale — auch des Erzeugungs-
prozesses — einer Qualitdt des Endproduktes, die
erheblich tber die handelstibliche Warennorm
hinsichtlich der menschlichen, tierischen und
pflanzlichen Gesundheit, des Tierschutzes und
des Umweltschutzes hinausgeht,

— verbindliche Produktionsspezifikationen, deren
Einhaltung von einer unabhangigen Kontrollein-
richtung tberpruft wird,

— Offenheit der Regelung gegentiber allen Erzeu-
gern,

— Transparenz der Regelung und Gewahrleistung
der vollstandigen Riickverfolgbarkeit der Erzeug-
nisse.

Die Regelungen entsprechen derzeitigen oder vor-
hersehbaren Absatzmdoglichkeiten.
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Sonstige Definitionen

Erzeugerzusammenschliisse sind Zusammen-
schliisse von mindestens finf Erzeugern, die Qua-
litatsprodukte erzeugen.

Sonstige Zusammenschliisse sind Zusammen-
schliisse von Erzeugern, die Qualitdatsprodukte
erzeugen mit Unternehmen der Verarbeitung und
Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse
und/oder Dritten.

Unter der Verarbeitung eines landwirtschaftlichen
Erzeugnisses ist die Einwirkung auf ein Erzeugnis,
das im Anhang I des EG-Vertrages genannt ist, zu
verstehen, bei der auch das durch die Einwirkung
entstehende Produkt zu den im vorgenannten An-
hang aufgefiihrten Erzeugnissen zahlt.

Gegenstand der Forderung

Forderfahig sind angemessene Aufwendungen fiir
die Erarbeitung und Durchfiihrung von Vermark-
tungskonzepten.

Erarbeitung von Vermarktungskonzepten

Zu den forderfadhigen Ausgaben bei der Erarbeitung
von Vermarktungskonzepten zdhlen insbesonde-
re:

— Marktanalysen,

— Entwicklungsstudien,

auf die Vermarktung bezogene Beratungs- und
Planungsmafnahmen,

— Durchfiihrbarkeits- und Konzeptstudien,

Marktforschung.

Die Forderung nach Nr. 4.1 ist gemaB Art. 26 der
VO (EG) Nr. 800/2008 zur Erklarung der Verein-
barkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem
gemeinsamen Markt in Anwendung der Art. 87 und
88 EG-Vertrag von der Pflicht zur beihilferecht-
lichen Anmeldung nach Art. 88 Abs. 3 EG-Vertrag
freigestellt.

Durchfiihrung von Vermarktungskonzepten

Zu den forderfahigen Ausgaben bei der Durchfiih-
rung von Vermarktungskonzepten zdhlen insbe-
sondere:

— Kosten, die durch die Teilnahme an Wettbewer-
ben, Ausstellungen und Messen entstehen,

— Kosten fur Produktentwicklungen,

— Kosten fir Qualitatskontrollen durch Dritte, so-
weit sie nicht bereits im Rahmen der Organisa-
tionskosten bei Griindung und Tatig werden von
Zusammenschliissen gefordert werden.

Die Férderung nach Nr. 4.2 ist nach MaBgabe
der VO (EG) Nr. 1998/2006 der Kommission vom
15. Dezember 2006 tiber die Anwendung der Art. 87
und 88 EG-Vertrag auf ,De-minimis"-Beihilfen
(ABI L 379 vom 28. Dezember 2006, S. 5) durchzu-
fuhren.
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Zuwendung

Trager von Vermarktungskonzepten
(Zuwendungsempfanger)

Gefordert werden Trager von Vermarktungskon-
zepten mit Sitz oder Niederlassung in Bayern.
Soweit Trager von Vermarktungskonzepten nicht
selbst Aufwandstrager sind, miissen sie die Zu-
wendungen an die Aufwandstrager weitergeben.
Tréager sind:

Erzeugergemeinschaften und deren Vereinigungen
(Zusammenschliisse nach dem Marktstrukturge-
setz).

Erzeugerzusammenschliisse, die Qualitatsproduk-
te erzeugen, sofern sie nicht die Anerkennungs-
voraussetzungen nach dem Marktstrukturgesetz
erflillen. Im Bereich Obst und Gemdiise sind solche
Zusammenschlisse von der Férderung nach die-
sen Grundsatzen ausgeschlossen, sofern sie einen
Jahresumsatz von mehr als 1,5 Millionen Euro er-
reichen.

Unternehmen der Verarbeitung und Vermarktung
landwirtschaftlicher Erzeugnisse, deren Tatigkeit
sich nicht gleichzeitig auf die Produktion landwirt-
schaftlicher Grunderzeugnisse erstreckt.
Sonstige Zusammenschliisse im Sinn von
Nr. 3.2.2.

Zuwendungsvoraussetzungen

Die Gewahrung von Zuwendungen zu den Aus-
gaben nach Nr. 4 setzt voraus, dass

Zuwendungsempfanger nach Nr. 5.1.1 oder
Nr. 5.1.2 Kleinstunternehmen, kleine oder mittle-
re Unternehmen im Sinn des Anhang I VO (EG)
Nr. 800/2008 zur Erkldrung der Vereinbarkeit be-
stimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Gemein-
samen Markt in Anwendung der Art. 87 und 88
EG-Vertrag sind.

Zusammenschlisse nach Nr. 5.1.1 eine Anerken-
nung nach dem Marktstrukturgesetz vorweisen,

Zusammenschliisse nach Nr. 5.1.2 folgende Voraus-
setzungen erfillen:

Die Zusammenschliisse miissen — unabhdngig von
ihrer Rechtsform — auf Dauer, mindestens aber fir
funf Jahre, angelegt sein. Die dem Zusammen-
schluss zugrunde liegenden Vertrage bedirfen
der Schriftform und mussen der Zielsetzung der
Forderung entsprechen.

Die Mitgliedschaft in einem Zusammenschluss
kann frithestens zum Schluss des dritten vollen
Geschaéftsjahres gekiindigt werden. Die Kiindi-
gungsirist betrdgt mindestens ein Jahr.

Bei einer wesentlichen Erweiterung des Zusam-
menschlusses beginnt die Frist von fiinf Jahren
mit dem Zeitpunkt der wesentlichen Erweiterung
erneut.
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5.2.3.4 Der dem Zusammenschluss zugrunde liegende
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Vertrag und sonstige Unterlagen miissen die Kon-
zeption des Zusammenschlusses aufzeigen. Die
Konzeption muss erkennen lassen, dass

— die unterstellten Produktpreise, Produktions- und
Absatzmengen erreicht werden kénnen und

— sie zur Sicherung des landwirtschaftlichen Ein-
kommens beitragt oder neue Markte erschlief3t
oder

— der wachsenden Nachfrage nach diesen Produk-
ten entgegenkommt.

Der dem Zusammenschluss zugrunde liegende
Vertrag muss die Mitglieder verpflichten, die fur
die Vermarktung bestimmten Produkte entspre-
chend den vom Zusammenschluss erstellten Anlie-
ferungs- und Vermarktungsregelungen im Markt
anzubieten.

das Vermarktungskonzept Qualitatsprodukte be-
trifft,

die Interessen der Erzeuger in besonderer Wei-
se berucksichtigt werden, soweit die Konzeption
fir Zuwendungsempfanger nach Nr. 5.1.3 erstellt
wird.

Art, Umfang und Hohe der Zuwendungen

Die Zuwendungen werden als Zuschiisse ge-
wahrt.

Der Fordersatz betragt bis zu 40 %.

Insgesamt kann ein Zuschuss von hoéchstens
100.000 Euro gewdhrt werden.

Projektbezogene Qualitdtskontrollen koénnen,
sofern sie nicht gesetzlich vorgeschrieben sind,
gefordert werden.

Der Bewilligungszeitraum betrdgt zwei Jahre. Der
Zeitraum fir die Erstellung von Voruntersuchun-
gen wird hierbei nicht angerechnet.

Der Hochstbetrag kann wahrend eines Zeitraums
von drei Jahren nur einmal ausgeschopft werden
mit maximal zwei Antrdgen.

Fordermodalitaten

Forderausschluss
Von der Férderung sind ausgeschlossen:

Aufwendungen nach Nr. 4.1.1 fiir Dienstleistungen,
die fortlaufend oder in regelmdBigen Abstdnden in
Anspruch genommen werden oder die zu den ge-
wohnlichen Betriebsausgaben gehoren, wie Steuer-
oder Rechtsberatung oder Werbung,

Aufwendungen, die bei der Teilnahme an Wett-
bewerben, Ausstellungen und Messen durch den
Verkauf von Erzeugnissen an Endverbraucher ent-
stehen,

Unternehmen, die die Voraussetzungen der De-
finition eines Unternehmens in Schwierigkeiten
nach den Leitlinien der Gemeinschaft fiir staatliche
Beihilfen zur Rettung und Umstrukturierung von
Unternehmen in Schwierigkeiten erfiillen,

6.3

6.4
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Eigenleistungen (Mithilfe, Materialleistungen),
Ausgaben fir Verbrauchsmaterial,

laufende Betriebsausgaben wie Mieten, Pachten,
Betriebsmittel, Zinsen, usw.

Allgemeine Fordervorgaben

Die Forderung wird in Form eines Zuschusses aus
Landesmitteln gewdhrt. MaBnahmen mit einem
Zuschussbetrag von weniger als 5.000 Euro werden
nicht gefoérdert.

Forderfahig sind die durch Rechnungen und ent-
sprechende Zahlungsbelege nachgewiesenen
Ausgaben (ohne Umsatzsteuer) nach Abzug von
Rabatten und Skonti.

Mehrfachférderung

Die gleichzeitige Inanspruchnahme von Zuwen-
dungen aus verschiedenen nationalen 6ffentlichen
Forderungsprogrammen gemaf Art. 23 und Art. 44
BayHO ist zuldssig, wenn mit der Férderung un-
terschiedliche Zwecke verfolgt werden oder soweit
hierauf ein Rechtsanspruch besteht und in diesen
Programmen nicht etwas anderes bestimmt ist. Die
Summe aller Zuwendungen darf jedoch 60 % der
zuwendungsfdhigen Aufwendungen nicht tber-
schreiten. Gegebenenfalls ist die Zuwendung nach
dieser Richtlinie entsprechend zu reduzieren.

Die gleichzeitige Inanspruchnahme von Zuwen-
dungen aus anderen Férderprogrammen fiir den-
selben Fordergegenstand ist nicht zuldssig.

Sonstige Bestimmungen

Die Foérderung erfolgt ohne Rechtsanspruch im
Rahmen verfiigbarer Haushaltsmittel.

Rechtsgrundlage fiir die Bewilligung von Zuwen-
dungen nach dieser Richtlinie ist die BayHO in
Verbindung mit dem Bayerischen Verwaltungsver-
fahrensgesetz. Die Fordermittel sind Zuwendungen
im Sinn der Art. 23 und 44 der BayHO. Es gelten
deshalb auch die Verwaltungsvorschriften (VV) zu
diesen Artikeln und die jeweils anzuwendenden
allgemeinen Nebenbestimmungen fiir Zuwendun-
gen (ANBest-P).

Die Nrn. 3.1 und 3.2 der ANBest-P werden nicht
angewandt, soweit es sich bei dem Zuwendungs-
empfanger nicht um eine Koérperschaft des 6ffent-
lichen Rechts handelt.

Die MaBnahmen dirfen vor Bewilligung nicht be-
gonnen sein. Die Bewilligungsbehoérde kann im
Einzelfall ausnahmsweise dem vorzeitigen Ma0B-
nahmenbeginn zustimmen (NV-Nr. 1.3 zu Art. 44
BayHO). Daraus kann kein Anspruch auf Forde-
rung abgeleitet werden.

Fur MaBnahmen gemal Nr. 4.2 ist von der Landes-
anstalt fir Landwirtschaft, Abteilung Férderwesen
und Fachrecht (LfL-AFR) eine ,,De-Minimis"-Be-
scheinigung auszustellen.

Verfahren

Forderantrdage sind unter Verwendung der jeweils
gultigen Antragsformulare bei der Landesanstalt
fir Landwirtschaft, Abteilung Férderwesen und
Recht (AFR), einzureichen.



512

AlIMBI Nr. 15/2009

Die Landesanstalt fir Landwirtschaft, AFR, bewil-
ligt die Zuwendung.

Inkrafttreten, AuBlerkrafttreten

Die Richtlinie tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2010
in Kraft. Sie tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2013
auBer Kraft, es sei denn, die Geltungsdauer wird
vor Ablauf dieses Termins verldngert.

Josef Huber
Ministerialdirektor

2034.6-A

Zustandigkeiten auf dem Gebiet des Tarifrechts

und Ubertragung sonstiger Befugnisse
im Geschaftsbereich des
Bayerischen Staatsministeriums fiir Arbeit
und Sozialordnung, Familie und Frauen

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums
fiir Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen

1.1

1.2

1.21

1.2.2

1.3

vom 24. November 2009 Az.: P2/1210/16/09

Ubertragung der allgemeinen dienstrechtlichen
Befugnisse

Die dienstrechtlichen Befugnisse nach Nr. 2 dieser
Bekanntmachung werden wie folgt Uibertragen:

Zentrum Bayern Familie und Soziales

Dem Zentrum Bayern Familie und Soziales werden
die dienstrechtlichen Befugnisse im Bereich der ei-
genen Dienststelle tibertragen fiir

Tarifbeschaftigte bis Entgeltgruppe (EGr) 15 Ta-
rifvertrag fiir den 6ffentlichen Dienst der Lander
(TV-L) (vgl. hierzu Nr. 2.4).

Sozial- und Arbeitsgerichtsbarkeit

Dem Prasidenten oder der Prasidentin des Bayeri-
schen Landessozialgerichts und den Prasidenten
oder Prdsidentinnen der Landesarbeitsgerichte
Miinchen und Nirnberg werden die dienstrecht-
lichen Befugnisse

im Bereich des eigenen Gerichts tibertragen fiir

Tarifbeschéaftigte bis EGr 15 TV-L (vgl. hierzu
Nr. 2.4)

und bei Sozialgerichten beziehungsweise bei
Arbeitsgerichten ihres Bezirks fir

Tarifbeschaftigte bis EGr 15 TV-L (vgl. hierzu
Nr. 2.4).

Den Prasidenten oder Prasidentinnen der Sozi-
algerichte, dem Prasidenten oder der Préasidentin
des Arbeitsgerichts Miinchen und den Direktoren
oder Direktorinnen der Arbeitsgerichte werden die
dienstrechtlichen Befugnisse tibertragen fir

Tarifbeschaftigte bis EGr 9 TV-L.

Staatsinstitute fiir Frihpadagogik und Familienfor-
schung, Haus des Deutschen Ostens und Verwal-
tungsschule der Sozialverwaltung

1.4

2.2

2.2.1

2.2.2

2.3

2.31

Den Staatsinstituten fiir Frithpddagogik und Famili-
enforschung, dem Haus des Deutschen Ostens sowie
der Verwaltungsschule der Sozialverwaltung werden
die dienstrechtlichen Befugnisse tibertragen fir

Tarifbeschaftigte bis EGr 9 TV-L.

Regierungen

Den Regierungen werden die dienstrechtlichen
Befugnisse im Bereich des Kapitels 10 30 (den Re-
gierungen angegliederte Gewerbeaufsichtsamter)
ubertragen fur

Tarifbeschaftigte bis EGr 15 TV-L.

Inhalt und Umfang der Ubertragung

Inhalt der allgemeinen dienstrechtlichen Befug-
nisse

Zu den dienstrechtlichen Befugnissen nach Nr. 1
gehdren insbesondere die

— Einstellung sowie die Verldngerung befristeter
Arbeitsverhéltnisse (einschlieBlich Beantragung
von Forderleistungen bei Einstellung schwerbe-
hinderter Menschen),

— Feststellung der Eingruppierung,
— Regelung der Arbeitszeit,

— Ubertragung hoherwertiger Tétigkeiten, auch
vorlibergehend oder vertretungsweise,

— Hohergruppierung,
— Gewdhrung von Zulagen und

— Beendigung des Arbeitsverhdaltnisses durch Kiin-
digung des Arbeitgebers oder durch Auflésungs-
vertrag.

Nr. 2.1.1 gilt auch fir Arbeitnehmer und Arbeit-
nehmerinnen, die Arbeiten nach § 260 SGB III ver-
richten (sog. ABM-Arbeitnehmer und -Arbeitneh-
merinnen — vgl. hierzu AMS vom 26. Januar 1999
Az.: P3/1483/1/99).

Abordnung und Versetzung

Die Dienststellen und Gerichte werden ermachtigt,
im Rahmen der Befugnisse nach Nr. 1 Abordnun-
gen und Versetzungen von Tarifbeschaftigten aus-
zusprechen. Abordnungen und Versetzungen von
einer oder an eine Dienststelle im Bereich einer
anderen obersten Dienstbehérde und Abordnungen
zu anderen Arbeitgebern bedurfen der vorherigen
Zustimmung des Staatsministeriums.

Das Zentrum Bayern Familie und Soziales wird
ermadachtigt, Abordnungen von Tarifbeschaftigten
seines Bereiches, die der dienstrechtlichen Befug-
nis des Staatsministeriums unterliegen, auszuspre-
chen.

Zustandigkeit des Staatsministeriums

Das Staatsministerium ist zustandig

— soweit nicht dienstrechtliche Befugnisse nach den
Nrn. 1 bis 2.2, 3 und 5 dieser Bekanntmachung
Ubertragen oder im Einzelfall zugewiesen wur-
den und
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— in Fallen der Weiterbeschaftigung von Tarif-
beschéftigten ab EGr 10 TV-L tiber die gesetzliche
Altersgrenze hinaus.

Falle von grundsatzlicher Bedeutung sind dem
Staatsministerium zur vorherigen Zustimmung vor-
zulegen.

Vorbehalt fiir Einstellungen

Soweit im Rahmen der tUbertragenen Befugnisse
Einstellungen von Tarifbeschéaftigten ab EGr 13
TV-L (ausgenommen Arzte und Arztinnen) erfol-
gen, bediirfen diese der vorherigen Zustimmung
des Staatsministeriums.

Die erfolgte Einstellung ist dem Staatsministerium
unverzuglich durch Vorlage eines Personalbogens
mit Lichtbild (soweit vorhanden) anzuzeigen.

Ein Verzicht auf die Probezeit nach § 2 Abs. 4 TV-L
ist nicht zugelassen.

Vollzug durch die Beschéftigungsbehoérden und
-stellen und Sonderregelungen

Der Vollzug der dienstrechtlichen Entscheidungen
des Staatsministeriums, des Zentrums Bayern Fa-
milie und Soziales, des Prasidenten oder der Pra-
sidentin des Bayerischen Landessozialgerichts, der
Prasidenten oder Prasidentinnen der Landesarbeits-
gerichte Minchen und Nirnberg und der Regie-
rungen erfolgt durch die Beschaftigungsbehérden
und -stellen. Dazu gehoren auch der Abschluss, die
notwendigen Anderungen und Ergédnzungen der
Arbeitsvertrage sowie die Unterrichtung der Bezii-
gestellen. Das Zentrum Bayern Familie und Sozia-
les und die Mittelbehérden kénnen sich den Vollzug
vorbehalten.

Ubertragung besonderer dienstrechtlicher
Befugnisse

Wahrnehmung besonderer dienstrechtlicher Befug-
nisse

Die nachstehenden besonderen dienstrechtlichen
Befugnisse werden wie folgt wahrgenommen:

Fir den jeweiligen Zustédndigkeitsbereich durch das
Zentrum Bayern Familie und Soziales, den Prasi-
denten oder die Prasidentin des Bayerischen Landes-
sozialgerichts, die Prasidenten oder Prasidentinnen
der Landesarbeitsgerichte Miinchen und Niirnberg
und die Regierungen

— die Entscheidung tber angezeigte Nebentatigkei-
ten (§ 3 Abs. 4 TV-L),

— die Zustimmung zur Annahme von Belohnungen
und Geschenken (§ 3 Abs. 3 TV-L),

— die Bewilligung von Elternzeit oder Teilzeit-
beschaftigung nach dem Bundeselterngeld- und
Elternzeitgesetz (BEEG) vom 5. Dezember 2006
(vgl. FMS vom 26. Juli 2007 Az. 25 - P 2164 — 001
—25870/07 in der jeweils giiltigen Fassung),

— die Bewilligung von Beurlaubung und Teilzeit-
beschéftigung von Arbeitnehmern und Arbeitneh-
merinnen (vgl. Bekanntmachung des Bayerischen
Staatsministeriums der Finanzen vom 7. Dezem-
ber 2006, StAnz Nr. 50, FMBL S. 220, in der jeweils
gtltigen Fassung),

3.2
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— die Bewilligung von Altersteilzeitarbeit nach dem
Tarifvertrag zur Regelung von Altersteilzeitarbeit
(TV ATZ) vom 5. Mai 1998 in der jeweils giiltigen
Fassung,

— die Bewilligung von Erholungs- und Zusatzurlaub
(88 26, 27 TV-L),

— die Freistellung von der Arbeit (§ 29 TV-L),

— die Freistellung von der Arbeit unter Verzicht auf
die Bezlige bis zu zehn Arbeitstagen (§ 29 Abs. 3
Satz 2 TV-L),

— die Bewilligung von Pflegezeit nach dem Gesetz
uber die Pflegezeit (Pflegezeitgesetz — PflegeZG)
vom 28. Mai 2008 (vgl. FMS vom 29. Oktober 2008
Az.25—-P 2500 — 012 — 40 362/08 in der jeweils
gultigen Fassung) und

— die Ausstellung eines Zeugnisses (§ 35 TV-L),

soweit nicht die Beschaftigungsbehoérden oder -stel-
len (vgl. Nr. 3.1.2) zustdndig sind.

Durch die sonstigen Beschaftigungsbehoérden und
-stellen

— die Zustimmung zur Annahme von Belohnungen
und Geschenken (§ 3 Abs. 3 TV-L),

— die Bewilligung von Elternzeit oder Teilzeit-
beschéaftigung nach dem Bundeselterngeld- und
Elternzeitgesetz (BEEG) vom 5. Dezember 2006
(vgl. FMS vom 26. Juli 2007 Az. 25 - P 2164 - 001
—25870/07 in der jeweils gtiltigen Fassung),

— die Bewilligung von Beurlaubung und Teilzeitbe-
schaftigung von Arbeitnehmern und Arbeitneh-
merinnen (vgl. Bekanntmachung des Bayerischen
Staatsministeriums der Finanzen vom 7. Dezem-
ber 2006, StAnz Nr. 50, FMBI S. 220, in der jeweils
gultigen Fassung),

— die Bewilligung von Altersteilzeitarbeit nach dem
Tarifvertrag zur Regelung von Altersteilzeitarbeit
(TV ATZ) vom 5. Mai 1998 in der jeweils gtiltigen
Fassung,

— die Bewilligung von Erholungs- und Zusatzurlaub
(8§ 26, 27 TV-L),

— die Freistellung von der Arbeit (§ 29 TV-L),

— die Freistellung von der Arbeit unter Verzicht auf
die Beziige bis zu funf Arbeitstagen (§ 29 Abs. 3
Satz 2 TV-1),

— die Bewilligung von Pflegezeit nach dem Gesetz
uber die Pflegezeit (Pflegezeitgesetz — PflegeZG)
vom 28. Mai 2008 (vgl. FMS vom 29. Oktober 2008
Az.25-P 2500 - 012 — 40 362/08 in der jeweils
gultigen Fassung) und

— die Ausstellung eines Zeugnisses (§ 35 TV-L).

Dienstrechtliche Entscheidungen fiir Leiter und Lei-
terinnen von Dienststellen

Dienstrechtliche Entscheidungen fiir Leiter und
Leiterinnen von Dienststellen obliegen den jeweils
vorgesetzten Dienststellen, soweit nicht allgemein
oder im Einzelfall eine andere Regelung ergangen
ist oder ergeht. Leiter und Leiterinnen von Dienst-
stellen werden ermaéachtigt, sich Erholungs- und Zu-
satzurlaub (§§ 26, 27 TV-L) selbst zu bewilligen.
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7.3

Seitz
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Tarifgerechte Beschaitigung

Tarifbeschaftigten diirfen nur Dienstaufgaben tiber-
tragen werden, die den Téatigkeitsmerkmalen ihrer
Vergutungs- oder Fallgruppe bzw. Entgeltgruppe
entsprechen. Tatigkeiten, die zu einer héheren Ein-
gruppierung fithren, diirfen im Rahmen der tiber-
tragenen Befugnisse nach der Nr. 1 nur Ubertragen
werden, wenn dafiir entsprechende Stellen zur Ver-
figung stehen. Bedienstete, die diesen Grundsat-
zen zuwider handeln, haften fiir den entstehenden
Schaden.

Ubertragung sonstiger Befugnisse

Die nach § 6 Abs. 1 der Bekanntmachung des Baye-
rischen Staatsministeriums fiir Arbeit und Sozialord-
nung vom 1. Juli 1988 tiber die Ehrung von Arbeits-
jubilaren (AIIMBI S. 735, StAnz Nr. 34) der obersten
Dienstbehorde zustehende Befugnis, Arbeitsjubilare
und -jubilarinnen ihres Geschaftsbereichs fir die
Verleihung einer Ehrenurkunde vorzuschlagen, wird
den Beschaftigungsbehorden und -stellen tbertra-
gen.

Rahmenbestimmungen

Die tariflichen und gesetzlichen Bestimmungen,
die zugewiesenen Stellen und Haushaltsmittel, die
Personalbedarfsberechnungen sowie sonstige orga-
nisatorische Vorgaben oder Einzelweisungen des
Staatsministeriums sind zu beachten. Soweit eine
Ubertragung der Befugnisse auf nachgeordnete
Dienststellen moglich ist, darf diese nur erfolgen,
wenn die nachgeordneten Dienststellen zur ord-
nungsgemdBen Wahrnehmung der zu ubertragen-
den Aufgaben nach Personal- und Stellenausstat-
tung in der Lage sind. Mit der Ubertragung diirfen
keine Anspriiche auf Hohergruppierungen ausgelost
werden, fir die keine entsprechenden Stellen zur
Verfiigung stehen.

Schlussbestimmungen

Gesonderte dienstrechtliche Zustandigkeitsregelun-
gen

Gesonderte dienstrechtliche Zustdndigkeitsrege-
lungen (z. B. Anordnung oder Genehmigung von
Dienst- und Fortbildungsreisen, Zusage und Ge-
wahrung von Umzugskostenvergiitungen, Bewilli-
gung und Abrechnung von Trennungsgeld) bleiben
unbertihrt.

Inkrafttreten

Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom
1. Dezember 2009 in Kraft.

AuBerkrafttreten

Mit Ablauf des 30. November 2009 tritt die Bekannt-
machung vom 9. September 2005 (A1IMBI S. 340),
gedndert durch Bekanntmachung vom 16. September
2008 (AIIMBI S. 527) betreffend Zustédndigkeiten auf
dem Gebiet des Tarifrechts und Ubertragung sonsti-
ger Befugnisse im Geschéftsbereich des Bayerischen
Staatsministeriums fiir Arbeit und Sozialordnung,
Familie und Frauen aulier Kraft.

Ministerialdirektor

8110.2-A

Anderung der Bekanntmachung zur Ausstellung
von Schwerbehindertenausweisen

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums
fiir Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen

vom 27. Oktober 2009 Az. IV3/5218/4/09

Die Bekanntmachung Neuntes Buch Sozialgesetzbuch
(SGB IX) — Rehabilitation und Teilhabe behinderter Men-
schen — Ausstellung von Ausweisen fiir schwerbehinder-
te Menschen (SchwbAw) vom 22. Februar 2002 (AlIMBIL
S. 188) wird mit Wirkung vom 27. Oktober 2009 in Ab-
schnitt 1 wie folgt gedndert:

1. Nr. 1 wird wie folgt gedndert:

a) Im Satz 1 werden die Worte ,, Amter fiir Versorgung
und Familienférderung" durch die Worte ,,Regional-
stellen des Zentrums Bayern Familie und Soziales
(ZBFS)" ersetzt.

b) In Satz 2 wird das Wort ,,Schwerbehindertenrecht"
durch das Wort ,,SGB IX" ersetzt.

2. In Nr. 2 Satz 1 werden die Worte ,,zuletzt gedndert durch

Art. 56 des Gesetzes vom 19. Juni 2001 (BGBIIS. 1131)"
sowie die Kommata vor und nach diesen Worten gestri-
chen.

3. Nr. 3 Satz 1 wird wie folgt gedndert:

a) Die Worte ,,beim Amt fiir Versorgung und Famili-
enférderung zur Entgegennahme des Ausweises
nicht zuzumuten, bittet das Amt fiir Versorgung und
Familienférderung" werden durch die Worte , bei
der Regionalstelle des ZBEFS zur Entgegennahme
des Ausweises nicht zuzumuten, bittet das ZBFS"
ersetzt.

b) Die Worte ,zuletzt gedndert durch § 3 des Gesetzes
vom 26. Juli 1997 (GVBI S. 342)" und die Kommata
vor und nach diesen Worten werden gestrichen.

4. Nr. 4 wird wie folgt gedndert:

a) Die Worte ,das Amt fir Versorgung und Familienfor-
derung" werden durch die Worte ,,die Regionalstelle
des ZBFS" ersetzt.

b) Die Worte ,und dem Amt fiir Versorgung und Fami-
lienférderung eine Bestdtigung der Aushandigung
zu Ubersenden” werden gestrichen.

c¢) Eswerden folgende Séatze 2 und 3 angefiigt:

»Eine Bestatigung der Aushédndigung ist dabei nicht
notwendig. Nicht abgeholte Ausweise sind spates-
tens nach Ablauf von drei Monaten, Ausweise, die
zurickgegeben wurden, weil deren Gultigkeitsdauer
abgelaufen ist, umgehend an die Regionalstelle des
ZBFS zurtickzusenden.”

Seitz
Ministerialdirektor
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I1I. Verofientlichungen, die nicht in den Fortfuhrungsnachweis des
Allgemeinen Ministerialblattes auigenommen werden

Erteilung eines Exequaturs
an Herrn Thilo Schotte

Bekanntmachung der Bayerischen Staatskanzlei

vom 18. November 2009 Az.: Prot 020171-12-5

Die Bundesregierung hat dem zum Leiter der honorar-
konsularischen Vertretung der Republik Botsuana in Miin-
chen ernannten Herrn Thilo Schotte am 1. Oktober 2009
das Exequatur als Honorarkonsul erteilt.

Der Konsularbezirk umfasst den Freistaat Bayern.

Die Anschrift der honorarkonsularischen Vertretung lau-
tet:

Theresienhohe 12

80339 Miinchen

Telefon und Fax: 089 8393072923-23
E-Mail: botswana-munich@web.de

Sprechzeit: montags und donnerstags
10.00 bis 12.00 Uhr

Axel Bartelt
Ministerialdirigent

Erteilung eines Exequaturs
an Herrn Max J. Aschenbrenner

Bekanntmachung der Bayerischen Staatskanzlei

vom 18. November 2009 Az.: Prot 020183-11-6-7

Die Bundesregierung hat dem zum Leiter der honorar-
konsularischen Vertretung des Konigreichs Norwegen
in Miinchen ernannten Herrn Max J. Aschenbrenner am
1. Oktober 2009 das Exequatur als Honorarkonsul erteilt.
Das Exequatur des bisherigen Amtsinhabers, Herrn Aloy-
sius Rauen, ist damit erloschen.

Der Konsularbezirk umfasst den Freistaat Bayern.

Die Anschrift der honorarkonsularischen Vertretung lau-
tet:

Koniglich Norwegisches Honorarkonsulat
Brienner Str. 12 a
80333 Miinchen

Telefon: 089 224170
Fax: 089 242948-95
E-Mail: office@norwegisches-konsulat-miinchen.de

Sprechzeit: montags—donnerstags 9.00 bis 12.00 Uhr,
donnerstags 14.00 bis 17.30 Uhr

Axel Bartelt
Ministerialdirigent

Erteilung eines Exequaturs
an Herrn Dr. med. Gerhard Paul Kriiger

Bekanntmachung der Bayerischen Staatskanzlei

vom 25. November 2009 Az.: Prot 020182-15-125

Die Bundesregierung hat dem zum Leiter der honorar-
konsularischen Vertretung der ehemaligen jugoslawi-
schen Republik Mazedonien in Niirnberg ernannten Herrn
Dr. med. Gerhard Paul Kriiger am 5. November 2009 das
Exequatur als Honorarkonsul erteilt.

Der Konsularbezirk umfasst den Freistaat Bayern.

Die Anschrift der honorarkonsularischen Vertretung lau-
tet:

Pillenreuther StraBie 1
90459 Niirnberg

Telefon: 09129 90591-83
Fax: 09129 27097-0
E-Mail: mk.honorarkonsul-nuernberg@t-online.de

Sprechzeit: mittwochs und freitags 15.00 bis 16.00 Uhr

Axel Bartelt
Ministerialdirigent

Erteilung eines Exequaturs an
Herrn Jinsheng Ma

Bekanntmachung der Bayerischen Staatskanzlei

vom 14. Dezember 2009 Az.: Prot 0220-101-71-10

Die Bundesregierung hat dem zum Leiter der berufskonsu-
larischen Vertretung der Volksrepublik China in Miinchen
ernannten Herrn Jinsheng Ma am 23. November 2009 das
Exequatur als Generalkonsul erteilt.

Der Konsularbezirk umfasst den Freistaat Bayern.

Das dem bisherigen Generalkonsul, Herrn Huiqun Yang,
am 19. Mai 2005 erteilte Exequatur ist erloschen.

Axel Bartelt
Ministerialdirigent
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2038.3.10-A

Studienzeiten 2010/2011 an der Fachhochschule
fiir 6ffentliche Verwaltung und Rechtspilege
in Bayern, Fachbereich Sozialverwaltung

Bekanntmachung der Fachhochschule
fiir 6ffentliche Verwaltung und Rechtspilege
in Bayern, Fachbereich Sozialverwaltung

vom 18. November 2009 Az.: L232/05/2009

Im Vollzug von Nr. 4.2 der Ausbildungsrichtlinien fir
den gehobenen nichttechnischen Dienst in der Sozial-
verwaltung (ARSozVerw/gD) vom 14. Méarz 2002 (AlIM-
Bl S. 214), zuletzt gedndert durch Bekanntmachung vom
29. November 2004 (A1IMBI S. 670), gibt der Fachbereich
Sozialverwaltung im Einvernehmen mit dem Bayerischen
Staatsministerium fir Arbeit und Sozialordnung, Familie
und Frauen fiir das Fachstudium folgende Studienzeiten
bekannt:

Erster Studienabschnitt vom 13. September 2010 bis
1. April 2011 fir die Studierenden, die im Jahr 2013 die
Anstellungspriifung ablegen werden:

Voraussichtliche Zahl der Studiengruppen:

— Fachrichtung

Rentenversicherung: 2 Studiengruppen

AlIMBI Nr. 15/2009

— Fachrichtung

Staatliche Sozialverwaltung: 1 Studiengruppe

Zweiter Studienabschnitt fiir die Studierenden, die im Jahr
2012 die Anstellungspriifung ablegen werden:
1. Teil vom 20. September 2010 bis 31. Dezember 2010

2. Teil vom 4. April 2011 bis 15. Juli 2011

Voraussichtliche Zahl der Studiengruppen:
— Fachrichtung
Rentenversicherung:
— Fachrichtung
Staatliche Sozialverwaltung:

2 Studiengruppen

1 Studiengruppe

Dritter Studienabschnitt vom 3. Januar 2011 bis 1. Juli
2011 fur die Studierenden, die im Jahr 2011 die Anstel-
lungspriifung ablegen werden:

Voraussichtliche Zahl der Studiengruppen:
— Fachrichtung
Rentenversicherung:
— Fachrichtung
Staatliche Sozialverwaltung:

2 Studiengruppen
1 Studiengruppe

H. Huber
Fachbereichsleiter

Stellenausschreibungen

Esist demnachst eine Stelle fiir eine Richterin/einen Rich-
ter am Arbeitsgericht Miinchen - als weitere aufsichtfiih-
rende Richterin/als weiterer aufsichtfithrender Richter
— (BesGr R 2) neu zu besetzen.

Bis zum 18. Januar 2010 kénnen auf dem Dienstweg
Bewerbungen bei der Prasidentin des Landesarbeits-
gerichts Miinchen eingereicht werden.

Bewerbungen von Frauen sind erwiinscht (Art. 2 Abs. 1,
Art. 7 Abs. 3 BayGIG). Auf das Antragsrecht zur Beteili-
gung der/des Gleichstellungsbeauftragten (Art. 18 Abs. 3
Satz 2 BayGIG) sowie auf die Moglichkeit einer ErméBi-
gung des Dienstes unter den gesetzlichen Voraussetzun-
gen des BayRiG wird hingewiesen.

Schwerbehinderte Bewerberinnen/Bewerber werden bei
ansonsten im Wesentlichen gleicher Eignung bevorzugt
berticksichtigt.

Es ist demnadchst eine Stelle fiir eine Richterin/einen Rich-
ter am Bayerischen Landessozialgericht (BesGr R 2) neu
zu besetzen.

Bis zum 18. Januar 2010 kénnen auf dem Dienstweg
Bewerbungen beim Prasidenten des Bayerischen Landes-
sozialgerichts eingereicht werden.

Die Bereitschaft zu einer evtl. Tatigkeit bei der Zweigstelle
des Bayerischen Landessozialgerichts in Schweinfurt wird
vorausgesetzt.

Bewerbungen von Frauen sind erwiinscht (Art. 2 Abs. 1,
Art. 7 Abs. 3 BayGIG). Auf das Antragsrecht zur Beteili-
gung der/des Gleichstellungsbeauftragten (Art. 18 Abs. 3
Satz 2 BayGIG) sowie auf die Moglichkeit einer ErmaBi-
gung des Dienstes unter den gesetzlichen Voraussetzun-
gen des BayRiG wird hingewiesen.

Schwerbehinderte Bewerberinnen/Bewerber werden bei
ansonsten im Wesentlichen gleicher Eignung bevorzugt
berticksichtigt.
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Literaturhinweise

Richard Boorberg Verlag, Stuttgart und Miinchen

Vorschriftensammlung fiir die Polizeiausbildung in
Bayern, 158. Lieferung, Stand Juli 2009, Preis 42,80 €.

Taurus, Polizeiadressbuch fiir das Bundesgebiet, 64. Liefe-
rung, Stand August 2009, Preis 34,01 €.

Klaus Neidhardt (Hrsg.), Roland Desch u.a., Handbuch
fiir Fiihrung und Einsatz der Polizei, 40. Lieferung, Stand
Marz 2009, Preis 45,90 €.

Mindorf, Verkehrsrecht, nationale Zulassung von Perso-
nen und Fahrzeugen zum StraBenverkehr, 12. Lieferung,
Stand Oktober 2008.

Buckenhofer/Hertlein/Schulenburg, Sozialhilferecht in
Bayern, 56. bis 60. Lieferung, Stand Juli 2009.

Erich Schmidt Verlag, Berlin

Fremuth/Jedicke/Kaphegyi, Zukunit der Wildkatze in
Deutschland, Ergebnisse des internationalen Wildkatzen-
Symposiums 2008 in Wiesbaden, inkl. CD-ROM, 2009, I1V,
236 Seiten, zahlreiche Illustrationen, Preis 49 €, Initiativen
zum Umweltschutz; 75, ISBN 978-3-503-11659-1.

Mit dem internationalen Wildkatzen-Symposium 2008
auf Schloss Wiesenfelden haben verschiedene Institutio-
nen zusammen mit zahlreichen Experten den derzeitigen
Wissensstand zur Wildkatze in Deutschland zusammenge-
tragen. Das Buch biindelt diese Ergebnisse als Synopse.
Auf dieser Basis entstand ein Aktionsplan zum Schutz der
Wildkatze in Deutschland. Er benennt konkrete Ziele und
MaBnahmen, um die Wildkatze als Zielart fir intakte und
vernetzte Waldlebensrdume in Deutschland mit groftmaog-
licher Effizienz zu schiitzen. Der Aktionsplan ist neben vie-
len weiteren Materialien auf einer beiliegenden CD-ROM
zu finden.

Gerdelmann/Rostalski, Arzneimittel — Rezeptpriifung, Be-
ratung und Regress, ergdnzbares Handbuch, Lieferung
04/09, Stand Juli 2009, Gesamtwerk mit 3.266 Seiten, Preis
96 €, ISBN 978-3-503-01550-4.

Kalmbach, Handbuch der Luftreinhaltung und des Liarm-
schutzes, Immissionsschutz, Lieferungen 06/09 bis 08/09,
Stand August 2009, Loseblatt Grundwerk 8.576 Seiten,
Preis 198 €, ISBN 978-3-503-05843-3.

Knoblich, Kontenrahmen fiir die Trager der gesetzlichen
Krankenversicherung und fiir den Gesundheitsfonds
— Kontenrahmen fiir die Trager der sozialen Pilegever-
sicherung und den Ausgleichfonds, mit Erlduterungen
und Buchfiihrungsanweisungen fiir die Praxis und einem
Anhang mit den Vorschriften tiber das Rechnungswesen in
der Sozialversicherung, 5. Auflage, Lieferungen 01/2009
und 02/2009, Stand Juli 2009, Gesamtwerk mit 1.468 Sei-
ten, Preis 78 €, ISBN 978-3-503-03809-1.

Schmatz/No6thlichs, Sicherheitstechnik, Erganzbare
Sammlung der Vorschriften nebst Erlauterungen fiir Un-
ternehmen und Ingenieure, Lieferungen 06/09 bis 09/09
enthalten 1 Leer-Ordner, Stand Juli 2009, Loseblattgrund-
werk 28.362 Seiten, Preis 296 €, ISBN 978-3-503-00062-3.

Mohr Siebeck, Tiibingen

Ebke/Kirchhof/Mincke, Sprache und Recht — Recht und
Sprache, Beitrage zu dem Festakt anldsslich des 75. Ge-
burtstags von Bernhard GrofBfeld, 2009, XV, 71 Seiten,
Preis 19 €, ISBN 978-3-16-150013-8.

Die Autoren der Beitrdge in diesem Band flihren dem Le-
ser die schopferische Kraft der Sprache und das Recht als
Sprachschopfung vor Augen. Aus der Sprachabhdngig-
keit des Rechts ziehen sie Lehren fiir die Auslegung und
Anwendung von Recht, fiir die Ubersetzung von Recht
in mehrsprachigen Rechtsordnungen (z. B. Schweiz und
Finnland) und in der Européischen Union sowie fiir die
Rechtsvergleichung und die Rechtsangleichung. Der vor-
liegende Band enthalt auBerdem eine ausfiihrliche Wiir-
digung des Lebens und Werkes von Professor Dr. Bernhard
GroBfeld.

Germelmann, Die Rechtskraft von Gerichtsentscheidun-
gen in der Europdischen Union, Eine Untersuchung vor
dem Hintergrund der deutschen, franzésischen und eng-
lischen Rechtskraftlehren, 2009, XXVII, 515 Seiten, Preis
79 €, Jus internationale et Europaeum; 33, ISBN 978-3-16-
149884-8.

Der Autor untersucht die rechtsdogmatischen Ansatz-
punkte zur Erklarung des Phanomens Rechtskraft im deut-
schen, franzdsischen und englischen Recht mit dem Ziel,
eine allgemeine Rechtskraftdoktrin fiir das Prozessrecht
der Gerichte der Europaischen Gemeinschaft (EuGH,
EuG, EuGoD) zu entwickeln. Hierbei beleuchtet er insbe-
sondere auch die Wechselwirkungen zwischen nationalen
und gemeinschaftsrechtlichen Rechtskraftprinzipien. Er
arbeitet heraus, dass der gemeinschaftsrechtliche Rechts-
kraftgrundsatz trotz seiner dogmatischen Verwandtschaft
zum franzdsischen Prozessrecht durchaus eigenstdndige,
auf den besonderen Zielsetzungen des europdischen Ge-
meinschaftsrechts beruhende Charakteristika aufweist.

Anderheiden/Bardenheuer/Eckart, Ambulante Pallia-
tivmedizin als Bedingung einer ars moriendi, 2008, VI,
188 Seiten, Preis 39 €, ISBN 978-3-16-149897-8.

Die vorliegende Sammlung allgemeinverstandlicher Bei-
trage versucht fachiibergreifend von der alltdglichen Situ-
ation des Sterbens auszugehen und die genannten Son-
derfragen darin eingebettet zu behandeln. Sie will so einen
Beitrag zu einer erneuerten Kunst des Sterbens, einer ars
moriendi, leisten. Die Autoren der Beitrage wenden sich
damit bewusst gegen die weithin verbreitete Zentralisie-
rung teilweise exotischer Ausnahmesituationen. Sie wol-
len vielmehr beim Normalfall ansetzen und von da punk-
tuell vertiefend Fingerzeige fiir komplexer zu beurteilende
Sachverhalte wie Patientenverfigungen und Sterbehilfe
gewinnen.

Fechner, Fdlle und Losungen zum Medienrecht, 2., iiber-
arbeitete und aktualisierte Auflage 2009, XII, 351 Seiten,
Preis 18,90 €, UTB; 2877, ISBN 978-3-8252-2877-4.

Das Fallbuch soll die Anwendung medienrechtlicher
Kenntnisse auf konkrete Sachverhaltskonstellationen er-
leichtern. Der Autor hat groBes Gewicht auf einen schul-
maBigen und detaillierten Aufbau der Losungen gelegt. In
der Neuauflage wurde die neueste Rechtsprechung insbe-
sondere zum Personlichkeitsrecht eingearbeitet.
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Fechner, Medienrecht, Lehrbuch des gesamten Medien-
rechts unter besonderer Berilicksichtigung von Presse,
Rundfunk und Multimedia, 10., tiberarbeitete und erganz-
te Auflage 2009, XXXV, 474 Seiten, Preis 19,90 €, UTB
Mittlere Reihe; 2154, ISBN 978-3-8252-2154-6.

Das Medienrecht hat in letzter Zeit eine dramatische Ent-
wicklung erlebt. Insbesondere das Personlichkeitsrecht
hat eine neue Wertigkeit gewonnen. Mit dieser Neuauf-
lage bringt der Autor sein Standardwerk auf den neuesten
Stand der Gesetzgebung und Rechtsprechung und be-
ricksichtigt auch den Rundfunkstaatsvertrag in der Fas-
sung vom 1. Mai 2009.

Gorden, Vorgezogener Werktitelschutz, 2009, XXI, 424
Seiten, Preis 64 €, Geistiges Eigentum und Wettbewerbs-
recht; 27, ISBN 978-3-16-150002-2.

Der Werktitel als die Bezeichnung geistigen Schaffens
genielit nach § 5 Markengesetz ohne eine Registrierung
kennzeichenrechtlichen Schutz. Offen gelassen hat der
Gesetzgeber, wann dieser Schutz beginnt — eine aufgrund
des Prioritatsprinzips bedeutsame Frage. Der Autor un-
tersucht, wann und unter welchen Voraussetzungen der
Schutz des Werktitels nach dem Markengesetz beginnt
und stellt unter umfassender Beruicksichtigung der histo-
rischen Entwicklung, der praktischen Bedeutung des Ti-
telschutzes und der betroffenen Interessen die grundséatz-
liche Berechtigung eines vorgezogenen Werktitelschutzes
auf den Prifstand.

Marauhn/Ruppel, Vom Arzneimittel zum Lebensmittel?
Zur Abgrenzung von Arznei- und Lebensmitteln im euro-
pdischen und deutschen Recht, 2009, VII, 127 Seiten, Preis
36 €, ISBN 978-3-16-150073-8.

Die Abgrenzung von Lebens- und Arzneimitteln ist eine
Fragestellung an der Schnittstelle zwischen europdischem
und deutschem Recht. Die Zweifelsregelung der europai-
schen Arzneimittelrichtlinie sollte zur Erleichterung dieser
Abgrenzung beitragen. Das deutsche Recht wurde durch
das neu in Kraft getretene Lebens- und Futtermittelgesetz-
buch an das Gemeinschaftsrecht angepasst. Ob dies zu
mehr Rechtsklarheit beitrdgt, wurde von den Autoren der
Beitrdge in diesem Band anldsslich des vierten GieBener
Jean-Monnet-Workshops aus rechtlicher, erndhrungsphy-
siologischer und pharmazeutischer Perspektive diskutiert.

Wolfrum, Patentschutz fiir medizinische Verfahrenserfin-
dungen im europdischen Patentsystem und im US-Recht,
2008, XVIII, 311 Seiten, Preis 69 €, Geistiges Eigentum
und Wettbewerbsrecht; 23, ISBN 978-3-16-149861-9.

Die Grenzen zwischen Medizin und Technik in der moder-
nen Medizin verschwimmen zunehmend. Rechtsprechung
und Praxis werden verstarkt mit dem Problem einer sach-
gerechten Auslegung und rechtssicheren Umsetzung der
Ausschlussregelung konfrontiert. Die Autorin nimmt diese
Entwicklung zum Anlass, am Beispiel ausgewdhlter me-
dizinisch-technischer Bereiche und mit Blick auf die Ent-
wicklung in der Rechtsprechung der Beschwerdekammern
des Europdischen Patentamts die Rechtfertigung des Aus-
schlusstatbestands im Wege einer rechtsvergleichenden
Analyse mit dem Patentrecht der USA sowie im Wege einer
ordnungspolitischen Analyse unter besonderer Beachtung
der 6konomischen Besonderheiten medizinischer Verfah-
renspatente zu Uiberpriifen.

Corneo, Offentliche Finanzen: Ausgabenpolitik, 3., tiber-
arbeitete Auflage 2008, XII, 321 Seiten, Preis 27 €, Neue
okonomische Grundrisse, ISBN 978-3-16-149940-1.
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Die Neuauflage enthélt nebst aktuellen empirischen Be-
funden ein zuséatzliches Kapitel zur 6ffentlichen Entschei-
dungsfindung, das speziell der Kosten-Nutzen-Analyse
gewidmet ist. In dem Lehrbuch werden die methodischen
Grundlagen der Kosten-Nutzen-Analyse erklart und An-
satze zur Bewertung von Zeit, Unsicherheit, Umweltgii-
tern und weiteren 6ffentlichen Giitern prasentiert.

Starck, Verfassungen, Entstehung, Auslegung, Wirkun-
gen und Sicherung, 2009, XXVIII, 442 Seiten, Preis 99 €,
ISBN 978-3-16-149916-6.

Im ersten Teil analysiert der Autor Entstehung und Be-
wahrung des Grundgesetzes auch im Prozess der Wieder-
vereinigung. 50 Jahre Grundgesetz (1999) und 50 Jahre
Bundesverfassungsgericht (2001). Dazu kommen Uberle-
gungen zur Auslegung und Fortbildung des Verfassungs-
rechts und des Verfassungsprozessrechts. Der zweite Teil
beginnt mit einer historischen Erinnerung an die Griinde
des Scheiterns der Kurhessischen Verfassung von 1831.
Im Zentrum stehen eine kritische Bestandsaufnahme aller
Verfassungen der neuen Lander sowie niedersdachsische
Verfassungsangelegenheiten — auch im Hinblick auf das
europdische Unionsrecht. Im dritten Teil geht es um Ver-
fassungsfragen der Europdischen Union, um Rechtsver-
gleichung und Rechtsrezeption vor allem auf dem Gebiet
des Verfassungsrechts sowie um einen Verfassungsplan
(GroBbritannien) und die besondere Art der Entstehung
einer neuen Verfassung (Stdafrika).

Cornutus, Die Griechischen Gétter, Ein Uberblick tiber
Namen, Bilder und Deutungen, 2009, X, 259 Seiten, Preis
49 €, Scripta Antiquitatis Posterioris ad Ethicam Religio-
nemgque pertinentia, 14, ISBN 978-3-16-150072-5.

Lucius Annaeus Cornutus stammte aus Leptis Magna in
Libyen und lebte zur Zeit Kaiser Neros als stoischer Phi-
losoph in Rom. Nur dieses von seinen Werken ist, hier
erstmals in deutscher Ubersetzung, vollstdndig erhalten.
Dieses Werk ist Handbuch der stoischen allegorischen Got-
terdeutung, das fiir jede griechische Gottheit, von Uranos
bis Hades, eine etymologische und allegorische Deutung
ihrer Namen, Epitheta und Attribute sowie einiger Aspekte
der mit ihnen verbundenen Mythen, Riten und bildlichen
Darstellungen liefert.

Lange/Klippel/Ohly, Geistiges Eigentum und Wettbewerb,
2009, X, 195 Seiten, Preis 59 €, Geistiges Eigentum und
Wettbewerbsrecht, 26, ISBN 978-3-16-150004-6.

Das Werk befasst sich vor allem mit den zahlreichen
Schnittstellen, die das Recht des geistigen Eigentums zu
anderen Rechtsgebieten, aber auch zur Okonomie auf-
weist. Die Autoren der Beitrdge in diesem Band zeigen
aus unterschiedlichen Perspektiven neue Moglichkeiten
zur Bestimmung des Verhdltnisses zwischen geistigem
Eigentum und Wettbewerb auf und tragen so zu einer in-
tra- wie interdisziplindren Diskussion bei. Beitrdge aus
verfassungsrechtlicher und 6konomischer Sicht bereiten
das Fundament und zeigen zugleich, etwa am Beispiel des
Patentschutzes fiir Medikamente gegen HIV/AIDS, die ge-
sellschaftspolitische Dimension der Thematik.

Garditz, Europdisches Planungsrecht, Grundstrukturen ei-
nes Referenzgebiets des europdischen Verwaltungsrechts,
2009, IX, 160 Seiten, Preis 39 €, ISBN 978-3-16-150056-5.

Der Autor analysiert die Eigenheiten eines europdischen
Planungsbegriffs und beschreibt charakteristische Rege-
lungsbereiche des Planungsrechts (insbesondere des Um-
welt-, Infrastruktur- und Wissenschaftsrechts). Hieraus
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werden allgemeine Dogmen des europdischen Planungs-
rechts entwickelt, die den Besonderheiten einer europai-
schen Planungsfehlerlehre, den eigentiimlichen Verbund-
strukturen im Mehrebenensystem und Rechtsschutzfragen
Rechnung tragen.

Arndt, Das Vorsorgeprinzip im EU-Recht, 2009, XX, 425
Seiten, Recht der nachhaltigen Entwicklung; 3, Preis 74 €,
ISBN 978-3-16-150052-7.

Das Vorsorgeprinzip legitimiert und fordert praventives
Handeln in Situationen, in denen aufgrund von wissen-
schaftlichen oder technischen Kenntnisdefiziten Unsicher-
heit tiber das Vorliegen von Risiken und deren Ausma@ fur
Mensch und Umwelt besteht. Der Autor gibt einen Uber-
blick tiber Bedeutung und Status des Vorsorgeprinzips im
Recht der Mitgliedstaaten. Im Hauptteil untersucht er Ent-
wicklung, Bedeutung, Anwendungsbereich, Funktionen
und Voraussetzungen des Grundsatzes im Recht der Euro-
pdischen Union. AbschlieBend skizziert er die WT'O-recht-
lichen Grenzen und Einflisse auf das gemeinschaftliche
Risikoverwaltungsrecht und die Reichweite des Prinzips.

Gieseking Verlag, Bielefeld

Zimmermann, Die Nachlasspflegschaft, 2. Auflage 2009,
XXX, 506 Seiten, Preis 68 €, ISBN 978-3-7694-1042-6.

Die Nachlasspflegschaft ist nur diirftig geregelt (§§ 1960—
1962 BGB, §§ 342 ff. FamFG), und durch Verweisungen
kompliziert. Das Buch gibt einen Einblick in alle wesent-
lichen Zusammenhénge, in die eine Nachlasspflegschaft
gestellt ist. Die Neuauflage berticksichtigt durchgéangig
das zum 1. September 2009 in Kraft getretene FamFG,
ebenso weitere (u.a. PStG) bzw. geplante (z.B. § 1813
BGB) Anderungen. So mussten Abschnitte wie die Vergii-
tung (55 Seiten — neues VBVG!), die Erbenermittlung und
Erbenermittler sowie die Rechtsmittel in weiten Teilen neu
geschrieben werden. Der Schwerpunkt liegt weiter auf den
finanziellen Fragen (u. a. Bankgeschafte, Kosten).

Baronin von Konig/Bischof, Kosten in Familiensachen,
Gerichts- und Anwaltskosten sowie Kosten der Mediati-
on, FamRZ-Buch, 31, 2009, XXXII, 336 Seiten, broschiert,
Preis 54 €.

Durch die FGG-Reform wird die familienrechtliche Kos-
tenpraxis umgestellt. In diesem Praxishandbuch werden
samtliche Bereiche bis hin zu Kostenfragen bei Verbund,
einstweiligem Rechtsschutz, Vollstreckung oder grenz-
uberschreitendem Rechtsverkehr mit berticksichtigt. Die
Kosten sind dabei systematisch geordnet nach: Verfah-
rens-/Gegenstandswerten, Gerichtskosten, Anwaltskosten
(gerichtlich/auBergerichtlich), Besonderheiten bei der Be-
ratungs-/Verfahrenskostenhilfe, Kosten der Mediation.

Bork/Jacoby/Schwab (Hrsg.), FamFG, Gesetz tber das
Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten
der freiwilligen Gerichtsbarkeit, Kommentar, 2009, L, 1.407
Seiten, gebunden, Preis 118 €.

Das FamFG ordnet seit 1. September 2009 das Verfahrens-
recht in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar-
keit und vor allem auch in Familiensachen grundlegend
neu. Das Gesetz trat aber nicht mehr in der im Dezember
2008 verkiindeten Fassung in Kraft, sondern mit zahlrei-
chen Anderungen. Diese wurden in die fundierte Kom-
mentierung der knapp 500 Paragrafen mit eingearbeitet.
Stand der Gesetzgebung ist der 4. August 2009, damit wur-
de nicht nur ein aktueller, sondern auch ein tibersichtlicher
Kommentar publiziert.
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Schlinder/Nickel, Das familiengerichtliche Verfahren,
ein Leitfaden fir die Praxis, FamRZ-Buch, 29, 2009, XXI,
290 Seiten, broschiert, Preis 49 €.

Das FamFG fiihrt zu einschneidenden Anderungen im
familiengerichtlichen Verfahren. Erschwerend kommt
hinzu, dass das Gesetz bereits vor Inkrafttreten mehrfach
geandert wurde. Der Leitfaden beinhaltet verstandlich und
praktisch handhabbar auf dem endgtltigen Stand neben
allgemeinen Regelungen und Kosten auch einzelne Ver-
fahrensbereiche und das Ubergangsrecht. Ebenso ist die
bislang erschienene Literatur ausgewertet, und ausge-
wahlte Fallbeispiele im Anhang verdeutlichen die neuen
Abléufe.

Arnold, Meyer-Stolte u.a., RPflG - Kommentar zum
Rechtspilegergesetz, 7., neubearbeitete Auflage 2009,
XXXVI, 929 Seiten, Preis 112 €.

Der bewdhrte Kommentar zum RP{lG wurde flr seine
7. Auflage neu bearbeitet und hinsichtlich Literatur, Ge-
setzgebung und Rechtsprechung durchgéangig auf Stand
Sommer 2009 gebracht. Die besondere Aktualitdt der Neu-
auflage ergibt sich allerdings daraus, dass das Rechtspfle-
gergesetz selbst sogar auf dem Stand vom 1. Oktober 2009
ist und nach diesem Stand kommentiert wurde. Dartiber
hinaus sind aber auch schon (verkiindete) Anderungen
zum 1. Dezember 2010 und 1. Januar 2018 bertcksichtigt!
Diesen zahlreichen und gewichtigen Anderungen wurde
durch eine in weiten Teilen vollige Neukommentierung
Rechnung getragen.

VS Verlag, GWV Fachverlage, Wiesbaden

Schwan, Der informierte Verbraucher? Das verbraucher-
politische Leitbild auf dem Prifstand. Eine Untersuchung
am Beispiel des Lebensmittelsektors, 2009, 303 Seiten,
Preis 34,90 €, ISBN 978-3-531-16400-7.

Nachhaltiger Konsum und ein gesteigertes Verantwor-
tungsbewusstsein waren die Schlagworte der neuen Ver-
braucherpolitik, die sich zum Leitbild des informierten
Verbrauchers verdichten. In politischen Handlungs- und
Entscheidungsprozessen haben sich die auf Sicherheit,
Gesundheitsvertraglichkeit und Wirtschaftlichkeit gerich-
teten Verbraucherinteressen als vergleichsweise durch-
setzungsschwach erwiesen. Vor diesem Hintergrund wird
in der Studie das Leitbild des informierten Verbrauchers
am Beispiel des Lebensmittelsektors auf den Prifstand ge-
stellt.

Selke (Hrsg.), Tafeln in Deutschland, Aspekte einer sozi-
alen Bewegung zwischen Nahrungsmittelverteilung und
Armutsintervention, 2009, 300 Seiten, 24,90 €.

Der Band liefert fundierte Hintergrundinformationen zu
einem sich stetig ausbreitenden Massenphdnomen in
Deutschland: Lebensmitteltafeln. Meist ehrenamtliche
Helfer versorgen mittlerweile fast eine Million Menschen
mit Lebensmitteln aus der Uberproduktion der Lebensmit-
telbranche. Die in diesem Band versammelten Beitrage
analysieren und ordnen Tafeln nach soziologischen, sozial-
politischen, politikwissenschaftlichen, erndhrungswissen-
schaftlichen, historischen und tafelinternen Aspekten ein.

Gabler Verlag, GWV Fachverlage, Wiesbaden

Hegemann, Das neue Erbschaftsteuer- und Bewertungs-
recht, Richtig beraten nach der Erbschaftsteuerreform,
2009, 392 Seiten, Preis 59,90 €, ISBN 978-3-8349.
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Der Gesetzgeber setzt mit der Reform des Erbschaft- und
Schenkungsteuerrechts einen BVerfG-Beschluss um. Die
Anderungen sind zahlreich und haben groBe Auswirkun-
gen in der Steuerberatung. Das Werk hilft mit zahlreichen
Ubersichten und Beispielen, die neuen Regelungen richtig
anzuwenden und Vorteile fiir Mandanten herauszuarbei-
ten. Schwerpunkte bildet das Werk z. B. bei der Anderung
und Anpassung der Freibetrdge, der Verschonung von
Betriebsvermogen und dem vermieteten Grundvermogen
(Fortsetzungsklausel, Erhaltungsfrist, Verhaftungsbedin-
gung), den Besonderheiten bei der zeitlichen Anwendung
und der Ermittlung und Bewertung des Betriebs- und
Grundvermogens.

Wigand/Haase-Theobald/Heuel, Stiftungen in der Praxis,
Recht, Steuern, Beratung, 2. Auflage 2009, 270 Seiten,
Preis 49,90 €, ISBN 978-3-8349-1335-7.

Das Werk beschreibt die rechtlichen Voraussetzungen von
der Griundung bis zur Aufldsung, nennt steuerliche Vor-
teile und Besonderheiten, widmet sich den neuen Fragen
im Stiftungsrecht wie z. B. Corporate Governance und den
Entwicklungen im Recht der Treuhandstiftungen und er-
lautert die Motive einer Stiftungsgrindung. Die aktuali-
sierte Neuauflage berticksichtigt alle wichtigen Reformen
und Gesetze. Das Buch beinhaltet u. a. das Wesen einer
Stiftung und ihre gesetzlichen Grundlagen, die Errichtung
und Verwaltung einer rechtsfahigen Stiftung biirgerlichen
Rechts, die Stiftungsorgane, das Stiftungssteuerrecht.

ecomed, Verlagsgruppe Hiithig Jehle Rehm, Miinchen

Wichmann/Schlipkéter/Fulgraff, Handbuch der Umwelt-
medizin, Toxikologie, Epidemiologie, Hygiene, Belastun-
gen, Wirkungen, Diagnostik, Prophylaxe, 41. Lieferung,
Stand Juni 2009, Preis 41,28 €, ISBN 978-3-609-71180-5.

Leichnitz, Gefahrstoif-Analytik, Messtechnische Uberwa-
chung von MAK- und Arbeitsplatzgrenzwerten, Emissi-
onskontrolle, Prozessgasanalyse, 82. Lieferung, Juli 2009,
Preis 95,16 €, inkl. Faltkarte Zuordnungstabelle GHS,
2009, ISBN 3-609-73270-9.

Hofmann/Jackel, Merkblidtter biologische Arbeitsstoiie,
28. Lieferung, Juli 2009, Preis 70,52 €, ISBN 978-3-609-
62150-0.

Noetel, Handbuch Personliche Schutzausriistungen,
81. bis 82. Lieferung, Stand August 2009, Preis 82,06
bzw. 86,48 €.

De Gruyter Recht Verlag, Berlin

Read/Donnai, Angewandte Humangenetik, mit 27 au-
thentischen Féllen, 1. Auflage 2008, XVIII, 414 Seiten,
zahlreiche Illustrationen und grafische Darstellungen,
Preis 39,95 €, ISBN 978-3-11-019465-4.

Das Buch vermittelt umfassendes, anwendungsorientiertes
Wissen im Bereich Humangenetik. Das molekularbiologi-
sche und genetische Hintergrundwissen wird didaktisch
anschaulich in Exkursen und Hintergrundkapiteln be-
schrieben. Die zahlreichen Abbildungen, der didaktische
Aufbau und die Uberpriifungsfragen (mit Antworten) ver-
halfen dem Titel zur Platzierung auf den Listen zahlreicher
fihrender Universitaten, darunter Harvard Medical School
in GroBbritannien und den USA. Das Lehrbuch erkléart u. a.
genetische Grundlagen, Stammbaumanalyse, Chromoso-
men, DNA, Mutationen, Epigenetik, Populationsgenetik
und Krebs.

Hacker/Rendtorff/Cramer, Biomedizinische Eingriffe am
Menschen, Ein Stufenmodell zur ethischen Bewertung
von Gen- und Zelltherapie, 2009, VIII, 133 Seiten, Preis
19,95 €, ISBN 978-3-11-021306-5.

Das Buch ist eine Orientierungshilfe bezliglich der neues-
ten Entwicklungen in der Gen- und Stammzellforschung
sowie deren medizinischen Anwendungen. Zu diesem
Zweck werden die naturwissenschaftlichen Grundlagen
und Prozesse dargelegt, iber mogliche Nutzen und Risiken
aufgeklart und eine ethische Bewertung abgegeben. Das
Herzstiick des Buches bildet ein ethisches Stufenmodell,
in dem die moglichen medizinischen Anwendungen von
Gen- und Zelltechnologie exemplarisch in vier Stufen der
medizinischen und ethischen Verantwortbarkeit eingeord-
net werden.



	Grußwort des Bayerischen Ministerpräsidenten
	Inhaltsübersicht
	I. Veröffentlichungen, die in den Fortführungsnachweis des Allgemeinen Ministerialblattes aufgenommen werden
	913-I  Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für Erdarbeiten im Straßenbau, Ausgabe 2009 (ZTV E-StB 09)
	913-I  Technische Lieferbedingungen für Asphaltgranulat, Ausgabe 2009 (TL AG-StB 09)
	913-I  Technische Lieferbedingungen für Böden und Baustoffe im Erdbau des Straßenbaus, Ausgabe 2009 (TL BuB E-StB 09)
	7071-W  Richtlinien zur Durchführung des Bayerischen Technologieförderungs-Programms (BayTP)
	7071-W  Richtlinien zur Durchführung des Bayerischen Programms zur Förderung technologieorientierter Unternehmensgründungen (BayTOU)
	2091.1-UG  Änderung der Bekanntmachung betreffend Kontrolluntersuchungen auf Brucellose und Leukose der Rinder
	2091.1-UG  Zweite Änderung der Bekanntmachung zum Vollzug der Verordnung zum Schutz gegen die Tollwut
	2129.0-UG  Änderung des Bußgeldkatalogs „Umweltschutz”
	2129.0-UG  Änderung des Bayerischen Umweltberatungs- und Auditprogramms
	7533-UG  Bewirtschaftungspläne mit Maßnahmenprogrammen nach Europäischer Wasserrahmenrichtlinie
	7815-L  Leader-Förderrichtlinie zur Umsetzung der Entwicklungsstrategie außerhalb der Hauptmaßnahmen im Rahmen der Maßnahmenbeschreibung Leader gem. Art. 61–65 der VO (EG) Nr. 1698/2005 des Rates und Art. 37–39 der VO (EG) Nr. 1974/2006 der Kommission für den Zeitraum 2007–2013
	Anhang:  Rahmenbedingungen für die Umsetzung von Leader

	7849-L  Richtlinie zur Förderung von Vermarktungskonzepten für ökologisch oder regional erzeugte landwirtschaftliche Qualitätsprodukte (Vermarktungskonzept-Richtlinie – VK-RL)
	2034.6-A  Zuständigkeiten auf dem Gebiet des Tarifrechts und Übertragung sonstiger Befugnisse im Geschäftsbereich des Bayerischen Staatsministeriums für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen
	8110.2-A  Änderung der Bekanntmachung zur Ausstellung von Schwerbehindertenausweisen

	II. Veröffentlichungen, die nicht in den Fortführungsnachweis des Allgemeinen Ministerialblattes aufgenommen werden
	Erteilung eines Exequaturs an Herrn Thilo Schotte
	Erteilung eines Exequaturs an Herrn Max J. Aschenbrenner
	Erteilung eines Exequaturs an Herrn Dr. med. Gerhard Paul Krüger
	Erteilung eines Exequaturs an Herrn Jinsheng Ma
	2038.3.10-A  Studienzeiten 2010/2011 an der Fachhochschule für öffentliche Verwaltung und Rechtspflege in Bayern, Fachbereich Sozialverwaltung
	Stellenausschreibungen
	Literaturhinweise
	Impressum


